 Wir kommen zur Lage der Nation. Ausgabe Nummer 210.
 Vom 16. Oktober 2020 und an den Mikrofonen begrüßen euch wie in jeder Woche,
 Wolf Boomeier, das bin ich.
 Und am anderen Ende der Leitung heute mal ganz Corona kompatibel, wieder remote.
 Philipp Bandser, ganz herzlich willkommen zu unserem wahrscheinlichen Rückblick auf die Lage der Nation hier zu lande
 und in der Welt so sie uns denn interessiert und wir sie für relevant halten.
 Wir haben mal wieder ein supervolles Programm. Deswegen vorweg nur erst mal noch der Hinweis auf unser Newsletter.
 Ganz genau, es gibt ein Newsletter in dem wir euch jede Woche ankündigen, wenn die neue Folge online gegangen ist.
 Und außer dem findet ihr in diesem Newsletter die Quellen für unsere Sendung.
 Das heißt also, wenn ihr nochmal nachlesen wollt, auf welche Zeitungsartikel zum Beispiel die aktuelle Folge zurückgeht,
 dann findet ihr diese Quellen alle verlinkt unter anderem in unserem Newsletter.
 Gibt es natürlich auch auf der Homepage, aber wenn ihr das ganz praktisch findet, die in eurer E-Mail-Inbox zu haben,
 dann abonniert doch unseren Newsletter.
 Und zwar fehlt ihr den über unsere Homepage, Lage der Nation.org.
 Und da müssen wir so ein bisschen runter scrollen, irgendwo so im unteren Drittel.
 Gibt es eine kleine Zeit, da steht E-Mail, der tippt ihr eure E-Mail ein und dann los geht's.
 Könnt ihr unseren Newsletter abonnieren? Natürlich ist es so, wie das sich gehört, heutzutage, mit Double Opt-In.
 Ihr müsst dann nochmal bestätigen und so.
 Aber da findet ihr unseren Newsletter und dann bekommt ihr in eurer E-Mail-Inbox immer ein Hinweis auf die aktuelle Folge mit allen unseren Quellen.
 Werbung
 Der Deutschlandfunk will mit euch reden. Und zwar über Medien und Journalismus.
 Deutschlandfunk. Nach Redaktionsschluss. Der Medienpodcast.
 Was läuft da eigentlich alles schief? Um diese Frage geht es im neuen Medienpodcast nach Redaktionsschluss.
 Es geht um Kritik und es geht auch um Selbstkritik. Kurz es geht um die Vertrauenskrise zwischen Medien und Gesellschaft.
 In jeder Folge wird ein Hörer oder eine Hörerin eingeladen, um mit den Deutschlandfunk-Schannalistinnen zu diskutieren.
 Über Journalismus als Handwerk, über Fehler und auch über Probleme in den Medien.
 Frau Hüger, hat sich an ihrer Meinung zur Haltung was geändert? Durch unser Gespräch?
 Ich muss ein Moment nach Denken-Schuligung.
 Gerne.
 Dürfen Journalisten eine Haltung haben berichten Medien angemessen über die Klimakrise.
 Sollte in Radio und in Podcast nur noch gegenderte Sprache verwendet werden.
 Hört jetzt den Podcast nach Redaktionsschluss und beteiligt euch auch an der Diskussion.
 Jeden Freitag gibt es eine neue Folge.
 Den Deutschlandfunk-Podcast nach Redaktionsschluss findet ihr in der kostenlosen DLF Audio-Tek app auf Spotify und überall wo es Podcasts gibt.
 Alle Infos findet ihr unter deutschlandfunk.de/medienpodcast.
 Werbung?
 Ja, und da sind wir wieder mit unserem redaktionellen Programm.
 Und unsere erste Überschrift lautet "Der Herbst kommt, der Winter kommt und dem entsprechend steigen auch in Deutschland die Corona-Zahlen-Philip".
 Und sie steigen nicht nur irgendwie, sondern Angela Merkel hat bereits darauf hingewiesen, sie steigen exponentiell.
 Absolut, in diesem Morgen kam die Meldung vom RKI dem Rohrbad Koch-Institut über 7.300 neue Infektionen gemeldet in den letzten 24 Stunden.
 Das ist der weit aus höchste Wertseid-Begin der Pandemie bildet.
 Aber das wissen wir nur das Infektionsgeschehen von vor ungefähr zehn Tagen ab.
 Also egal was wir jetzt in diesen nächsten Tagen machen, das wird wahrscheinlich erst auch einmal steigen.
 Der höchste Wert bisher war in dieser Woche auch, aber da vor quasi war er im April mit über 6.500 Fällen.
 Allerdings muss man sagen, diese Lagen sind wohl nicht so richtig einzuneinsvergleichbar, denn damals gab es deutlich weniger Tests.
 Und das Ivo-Institut in München, das hat mal finde ich eine ganz interessante Modellierung angestellt.
 Die haben nämlich gefragt, wie hoch wären eigentlich die Infektionszahlen die offiziell gemeldeten im April gewesen,
 wenn damals schon genauso viel getestet worden wäre, wie heute.
 Und Ergebnis ist damals wären die offiziell gemeldeten Infektionen wohl bei 16.000 am Tag gewesen,
 weil die Dunkelze verheben so hoch ist, der wär man dann mit mehr Tests auf die Spur gekommen,
 sprich damals waren wohl wirklich die Faktor noch deutlich mehr Menschen infiziert, als es heute sind.
 Ja, das ist natürlich so viele wie du sagst, weil wir was die Testskapazitäten und die Testprozidoren angeht,
 einfach richtig Gas gegeben haben seit dem Frühjahr, aber auf der anderen Seite muss man sehen,
 auch heute steigen die Zahlen wieder exponentiell an.
 Das heißt, also wir haben jeden Tag eine drastische Sprünge in den Zahlen der Neuinfektionen, die offiziell gemeldet werden.
 Und das heißt, wir sind im Grunde nur noch wenige Tage davon entfernt, dass wir wieder bei einem ähnlichen Niveau sind wie im Frühjahr.
 Das ist ja genau das gefährliche bei einer unkontrollierten Ausbreitung des Virus, wo eben die Zahlen so stark nach oben gehen.
 Da muss man einfach aufpassen, insofern man die absoluten Zahlen heute 7.300 im April 6.500 kann man nicht unmittelbar vergleichen,
 wenn man wissen will, wie es tatsächlich um das Pandemie geschehen in der Bevölkerung steht.
 Aber natürlich sind diese stark steigenden Zahlen im Vergleich zu den wenigen Hundertzahlen, die wir zum Beispiel im August noch hatten,
 ein absolutes Wahnsignal, denn im August und heute muss man sagen, sind die Testquote doch vergleichbar.
 Das heißt, also wenn man die Zahlen von heute auch nicht vergleichen kann mit März und April, so kann man sie doch mit August vergleichen.
 Und im Vergleich zu damals haben wir jetzt ein Faktor 30 drin.
 Ja, und das ist schon wirklich bedrohlich.
 Und die Geschwindigkeit ist eben eine ähnliche.
 Ich glaube, das ist das entscheidende.
 Die Geschwindigkeit des Anwachsens ist eine ähnliche wie im Frühjahr, mittlerweile nämlich exponentiell.
 Genau, und damals muss man sehen, da wurden wir von der Pandemie doch weitgehend überrascht.
 Das heißt, also damals hatte noch kein Menschmasken.
 Es muss uns jetzt nicht mehr überlegen.
 Das ging irgendwie so Ende März los, dass die Leute langsam, also natürlich erstmal versucht haben, Masken zu kaufen.
 Dann gab es keine, dann haben fleißige Menschen angefangen, Masken zu nähen und so.
 Wir erinnern uns alle an dieses Masken, Baske an das Masken, Baskeln, Ende März und so.
 Und das heißt, also damals war man völlig unvorbereitet.
 Heute wäre man eigentlich vorbereitet.
 Heute schützt sich Gott sei Dank schon viele Menschen.
 Jedenfalls im öffentlichen Nahverkehr zum Beispiel oder in Gebäuden mit Masken.
 Und trotzdem geht es jetzt jedenfalls, was die Geschwindigkeit angeht, vergleichbar nach oben wie im Frühjahr.
 Das gibt also schon Anlass zu eigen einiger Besorgen.
 Das muss man deutlich sagen.
 Allerdings wachsen doch so ein bisschen die Zweifel, ob die berühmten Partys wirklich die ganz zentrale Rolle spielen.
 Philipp, das war ja immer so das Narrativ, das auch in der Politik eine ganz große Rolle spielt.
 Es wurde geschimpft auf die jungen Leute die Partys feiern.
 Ja, es gab sie die illegalen Corona-Partys in irgendwelchen Parks oder irgendwelchen Ketterräumen.
 Aber das ist doch offensichtlich nicht der einzige Treiber, der Inflex der Pandemie.
 Die Tatsache hat so ein Erdig geschrieben, in der das Gesundheitsamt in Frankfurt am Main eine zentrale Rolle spielt.
 Und danach geht es laut dieses einen Gesundheitsamt.
 Das muss man einschränken, sagen auch andere typische Risiko-Situation.
 Fahren im gemeinsamen PKW zum Beispiel oder gemeinsame Pausenaktivitäten.
 Beide Arbeit, Hauptinfektion, Hauptursache der Infektion in Frankfurt sei auch die beängte Unterbringung in Gemeinschafts-Einrichtungen.
 Also geflüchtete, besser unterbringen, wäre eine effektivere Maßnahme schreibt.
 Die Tats, das deckt sich auch mit den täglichen Berichten des RKI.
 Die sagen erst, gibt so ein bisschen so eine unklare Diffuse Situation.
 Ja, Partys spielen eine Rolle, private, feiern spielende große Rolle, aber eben auch beängte, unterkünfte, seist von Arbeiterarbeiterinnen oder eben geflüchteten,
 spielende große Rolle, Reisen spielen unter Umständen in Metropolen.
 Auch eine Rolle, wenn Leute aus anderen Gebieten in diese Metropolen kommen.
 Aber Christian Dostin sagt, in seinem Podcast auch einschränken.
 Na ja, diese Informationen basieren halt auf dem Teil der Infektion, von denen man weiß, wo sie sich infiziert haben.
 Die meisten Infektionen sagt, der lassen sich aber schon nicht mehr zurückführen.
 Also da weiß man gar nicht genau so, wo haben die sich jetzt eigentlich angestellt?
 Also die meisten, das muss ich stehen, habe ich da ein anderes Verstand und auch die Zahlen, die so effiziell veröffentlicht werden aus Berlin,
 habe ich da anders verstanden, als so jedenfalls stand heute, so dass man noch etwa 70% der Infektionen nachverholben kann, sogar in Berlin.
 Und Gesundheitsämter in Ecken Deutschlands, wo die Pandemie noch nicht ganz so eskaliert ist, wie in Großstädten,
 die können sogar noch die aller meisten Infektionen doch noch tressen.
 Also noch sind wir nicht an dem Punkt, wo die Gesundheitsämter quasi die Waffen strecken müssen.
 Und deswegen finde ich diese Erkenntnisse aus Frankfurt, ja, auch wenn es nur ein Amt ist, doch sehr, sehr spannend,
 weil die, weil sich daraus eben ganz konkrete Tipps ableiten lassen.
 Also wenn gemeinsame Fahrten im PKW-Sund-Infektionstrauber sind, da muss man eben sagen, okay, vielleicht ist das nicht so eine wahnsinnig gute Idee,
 oder vielleicht müsst ihr wenigstens auch im Auto eine Maske aufsetzen, so leid's mir tut.
 Ja, das ist eben, das ist einfach nicht möglich, in einem PKW-Erbstanz zu halten.
 Vielleicht muss man auch einfach die Fensterschaben so ein bisschen runterkobeln, damit sich eben im PKW keine Erosole bilden.
 Also das muss man sehen, ne?
 Fahrgemeinschaften sind sich ja durch ökologisch sinnvoll, aber unter Pandemiebedingungen offensichtlich nicht die allerbeste Idee.
 Also jedenfalls wenn Menschen aus verschiedenen Haushalten des Autotalen außerdem,
 vielleicht hat das eben so ein bisschen abstrakt vorgelesen, gemeinsam mit Pausenaktivitäten während der Arbeit.
 Also auf Deutsch bedeutet das Mittagessen mit Kolleginnen.
 Ja, Mittagessen mit Kolleginnen, weil man natürlich beim Essen die Maske absetzen muss.
 Und wenn man sich dann noch in einem Restaurant reinsetzt, dann ist das eben einfach extrem gefährlich.
 Also wir hatten bei der GFF auch so einen Fall, wo Leute von uns Mittagessen waren, gemeinsam und dann hatte irgendwie
 ein, die Mitbewohnerin einer Kollegin, hatte, war dann positiv getestet worden.
 Bums war also dieser ganze Mittagstisch von der GFF irgendwie in Corona.
 Garantäne in Freiwilliger, ne?
 Das ging gar nicht übers Gesundheitsamt.
 Wir haben dann freiwillig gesagt, bleiben wir lieber zu Hause.
 Ich war da nicht beteiligt, aber Kolleginnen eben das ist natürlich eine Verantwortungsbewusste Maßnahme.
 Aber wir haben daraus für die GFF abgeleitet, dass wir so live Mittagessen in Gruppen einfach erst mal abgesagt haben.
 Und wir machen auch keine live Treffen im Büro.
 Also das muss man sehen, diese ständige Bashing von Partys lenkt davon ab, was wir eben alle machen können.
 Also die aller meisten Menschen, die uns zuhören und die aller meisten Menschen in Deutschland, feiern E-Kanaraves.
 Das sind nur wenige Prozent der Bevölkerung. Deswegen finde ich diesen etwas monokausalen Begründungsansatz, den die Politik gewählt hat.
 Vielleicht politisch vernünftig.
 Man schimpft auf die paar Leute, die einen, die in der CDU, die nicht wählen.
 Aber das lenkt davon ab, was wir alle.
 Wir alle dazu beitragen können, dass diese Pandemie nicht weitergeht.
 Klar, hindewasch, massgetragen, trage Trailer.
 Aber es geht eben auch darum, typische Risikosituationen zu vermeiden.
 Und da sagt Frankfurt, Fahrten im PKW und gemeinsam ist Mittagessen.
 Und natürlich diese Gemeinschaftsanrichtung.
 Wobei da kann jeder einzelne wenig dran tun.
 Genau. Die Debatte ist natürlich wieder aufgeflammt.
 Was soll man jetzt eigentlich tun?
 Und da hat diese Woche, glaube ich, die letzte Woche, das weiß ich nicht genau.
 So eine Declaration, die Runde gemacht von IPD-Milogen.
 The Great Barrington Declaration, das Ding.
 Und die haben eine Methode vorgeschlagen, die sie Fokus protectionen.
 Also fokussierte Schutz.
 Was damit im Kern gemeint, das heißt ältere Leute vor allen Dingen schützen.
 Man könnte auch sagen isolieren und den Rest durchs Solchen lassen.
 Wir haben sowas überlegt, ob wir das jetzt hier nochmal erwähnen.
 Aber das ist ja eigentlich eine alte Tese.
 Christian Drossner hat das in seinem Podcast auch nochmal klagemacht.
 Warum das nicht geht?
 Also erstens diese älteren Menschen zu schützen.
 Das ist ah wenig praktikabel, weil es einfach so wahnsinnig viele gibt.
 Und sie wirklich abzuschirmt praktisch nicht möglich ist.
 Und gleichzeitig, wenn man es versucht, die Kosten doch extrem hoch sind.
 Also vor allen Dingen die sozialen und gesundheitlichen und psychischen Kosten.
 Für diese Millionen Menschen über, weiß ich nicht, 60 zum Beispiel.
 Und das andere Ende bedeutet halt, wenn man den Rest quasi dem Virus preisgibt.
 Bedeutet das immer noch, dass es auch wahnsinnig viele Menschen unter 60 gibt.
 Die Risikogumse, die Asthma, die Lungkrankheiten haben, die irgendwelche anderen Vorerkrankungen haben.
 Und die halt ein sehr hohes Risikolaufen an diesem Virus zu sterben.
 Und das ist einfach eine Mischung aus unethisch und nicht praktikabel.
 Und deswegen würde ich sagen, ist das nicht das Rezept.
 Das muss man so sehen.
 Und man muss ja auch in den Blick nehmen, dass nicht das einzige Risiko ist, an dem Virus zu versterben.
 Sondern es gibt ja einfach auch eine ganze Menge an Spätfolgen.
 Also es gibt zum einen diesen Effekt, der auf Twitter zum Beispiel unter dem Stichwort Long COVID,
 die Runde macht, wo Menschen nicht nur einen zwei, drei Wochen krank sind, sondern über Monate.
 Also das gibt es offensichtlich auch, nicht häufig, aber es kommt vor.
 Und dann gibt es eben ganz viele Menschen, die eine COVID-19-Erkrankung überstanden haben,
 die aber trotzdem mitbleiben in Einschränkungen leben müssen.
 Und dann, der in Lunge auf Dauer geschädigt ist, die kognitive Einschränkung haben, die einfach
 das Gefühl haben, dass ihr hier nicht mehr so funktioniert und so.
 Das heißt, es gibt ganz offensichtlich massive Spätfolgen.
 Und auch das ist ein Grund, warum das, denke ich, keine Lösung ist.
 Wir haben das hier vor allem.
 Deswegen noch mal aufgenommen, weil das so in Corona-Skeptiker-Kreisen immer so ein Thema ist.
 Und deswegen dachten wir, ist es wichtig, nochmal darauf hinzuweisen, warum das nicht funktioniert.
 Außerdem gibt es natürlich immer noch das Risiko der Überlastung der Intensivstationen.
 Das spielt hier auch im Frühjahr eine große Rolle.
 Und das ist natürlich überhaupt nicht vom Tisch.
 Nein, das ist nicht vom Tisch, es ist aber immer wichtig, auch darauf hinzuweisen, weil natürlich
 diese Zahl der gemeldeten Neuinfektionen immer nur ein Parameter ist, an dem man den Stand
 der Pandemie messen kann.
 Wenn man in die Intensivstation guckt, dann sieht man auf der einen Seite, ja, es sind ungefähr
 9000 Intensivbetten in Deutschland noch frei.
 Also die Intensivstationen sind überhaupt nicht überlastet, aber die Belastung steigt eben.
 Also in der letzten Woche sind 200 Patienten dazu gekommen.
 Wir sind jetzt ungefähr bei knapp 700 Covid-Patienten, die auf Intensivstation landen.
 Aber es ist natürlich klar, dass diese Belastung nachgelagert ist.
 Also das dauert jetzt ein paar Tage eine Woche, vielleicht zwei.
 Dann werden wir diese neuen gemeldeten Infektionen auch in einer höheren Belastung der
 Intensivstationen sehen.
 Es gehört aber zum Vorständigkeit des Bilds dazu, dass man sagt, momentan sind die Intensivstationen
 noch nicht überlastet.
 Nichts, der so trotz ist, halt die Lage, wie sie ist.
 Wir haben steigende Zahlen und es ist absehbar, dass die Belastung auch der Intensivstation
 des Gesundheitssystems steigen wird.
 Und deswegen hat sich Merkel in dieser Woche mit den Chefs und Chefinnen der Bundesländer
 getroffen, um zu gucken, was machen wir denn nun?
 Und sie haben sich im Kern auf so ein Ampelsystem geeinigt.
 Neue eingeführt ist dieser Grenzwert 35.
 Neue Infektion in den letzten sieben Tagen auf 100.000 Einwohner und so bei dieser Grenzwert
 erreicht ist.
 Sollen öffentliche Veranstaltung maximal 25 Teilnehmer haben, privat soll es maximal 15
 Teilnehmer geben.
 Einige Bundesländer wollen das noch prüfen oder nur empfehlen.
 Dann soll es ab dieser 35.
 Neue Infektionsgrenze ergänzende Maskenpflicht in öffentlichen Raum geben.
 Also dort wo Menschen dichter zusammenkommen oder eben länger zusammenkommen soll es eine
 Maskenpflicht geben.
 Es soll eine Spärstunde für die Gastronomie geben und so weit zusätzliche Auflagen und Kontrollen
 einzuführen sind, soll das eben auch gemacht werden.
 Und wenn es dann zu 50 Neue Infektionen kommt, pro 100.000 Einwohner mehr Masken.
 Ja, also ich finde das ganz interessant, dass das im Grunde Deutschland in so drei Zonen
 ein Teil gibt es die Zone unter 35 Neue Infektionen pro 100.000 Einwohner pro Woche.
 Dann gibt es die Zone 35 bis 50 und dann gibt es die Zone ab 50.
 Ja, kann man natürlich so machen.
 Das klingt erstmal wie quasi gelebtes Verhältnismässigkeitsprinzip.
 Das heißt also man verhängt immer stärkere Einschränkungen, immer stärkere Maßnahmen zur Begrenzung
 von Infektionen, je nachdem wie schlimm sich das Pandemie geschehen in einer Region darstellt.
 Das klingt jetzt erstmal gut.
 Das Problem ist bloß, dass inzwischen natürlich große Teile Deutschlands schon in der 50er Zone
 angekommen sind.
 Das heißt also mir persönlich wirkt es so ein bisschen, als wenn das sehr bemüht ist,
 eben möglichst fein geteunte Maßnahmen zu verhängen.
 Aber im Grunde könnte man fast genauso gut schon bundesweit die Maßnahmen verhängen,
 die ab 50 Neue Infektionen gelten.
 Denn da sind wir ohnehin ein paar Tagen, wenn das so weiter geht.
 Um das noch komplett zu machen, heißt ab 50 Neue Infektionen in der letzten worüber 100.000
 heißt das mehr Masken tragen, Veranstaltung, maximal 100 Personen, Kontaktbeschränkungen,
 also maximal 10 Personen im öffentlichen Raum.
 Ja, es soll eine verbindliche Einführung der Sperrstunde um 23 Uhr geben, also Kneipenzug,
 Barstu um 23 Uhr, Ausgabeverbot von Alkohol und Feiern sollen begrenzt sein auf 10
 Teilnehmer im öffentlichen Raum und 10 Teilnehmer höchstens im privaten Raum und dabei
 höchstens zwei Hausstände anwesend, außerdem soll es mehr Kontrollen geben, auch mit der Bundespolizei.
 Da sind wir jetzt also, das ist sozusagen dieses Ambesystem, soll auch mehr Hilfen für
 Unternehmen geben, die natürlich vor allen Dingen im Event und Kulturbereich ordentlich leiden.
 Und Merkel hat das auch noch wichtig, ein Ultimatum gesetzt, wenn an der Lage sich in 10
 Tagen, also von vorgestern gerechnet, also jetzt in einer guten Woche, sich kein Stillstand,
 wie sie das genannt hat, einstellt.
 Also wenn die Zahlen nicht wenigstens stagnieren, dann gibt es weitere Beschränkungsschritte,
 Design dann unvermeidlich.
 Heißt es in der Erklärung, die wir auch verlinkt haben, die die Bundesregierung veröffentlicht
 hat?
 Ja, also wie gesagt, klingt für mich im Ansatz richtig, aber doch noch ein bisschen zu
 verhalten, mit anderen Worten dieses Ultimatum wird wohl leider, leider ziehen müssen.
 Philipp, danke, müssen wir nochmal ausführlicher eingehen auf das Stichwort Beherbergungsverbot.
 Wir hatten ja in einer vergangenen Woche daran doch rechtdeutliche Kritik, zunächst einmal
 wissenschaftliche Kritik.
 Stichwort bringt das überhaupt was, wohl nicht.
 Und daran anschließend auch juristische Kritik, Stichwort, wohl nicht verhältnismäßig.
 Das oder diese Bedenken haben aber jedenfalls die Runde der Ministerpräsidentinnen und
 Ministerpräsidenten ganz offenbar nicht beeindruckend.
 Nein, die haben natürlich gestritten.
 Ich glaube Merkel, das hat sie so ein bisschen durchblicken lassen, hätte eigentlich gerne noch
 strengere Reisebeschränkungen, andere Bundesländer vor allen Dingen mehr Osten, die nicht so
 betroffen sind oder die noch nicht so viele Infektionszahlen haben sagen, machen wir nicht mit.
 Und Ergebnis war eine Einigung wurde vertagt auf den achten November.
 Da sind dann die letzten Ferien, die Herbstfählen in Bayern auch vorbei.
 Wir müssen so ein bisschen noch korrigieren.
 Wir hatten gesagt, dieses Beherbergungsverbot, da kann man sich freitesten lassen und dem kann
 man entgehen, wenn man ein Test vorliegt, der höchstens 48 Stunden alt ist.
 Und wir hatten gesagt, das Test Ergebnis dafür 48 Stunden alt sein, zumindest in Brandenburg
 ist es aber so, dass der Test selber, also die Abnahme der Speichel höchstens 48 Stunden
 alt sein muss, darf und das ist natürlich noch ein bisschen bezahre, weil das noch schwieriger
 umzusetzen ist eigentlich.
 Ja, das ist vor allem auch ganz schwer nachzuweisen.
 Denn jedenfalls auf den Testergebnissen, die ich bisher in der Hand hatte, steht immer nur,
 wann das getestet wurde, aber also quasi wann die PCR durchgeführt wurde, aber nicht
 wann die Probe innen um wurde.
 Das heißt, dann kann man sich noch irgendwie keine Ahnung von seinem Arzt, Parallel zum
 Testergebnis, bescheinigen lassen, wann der Test durchgeführt wurde.
 Ich bin mal gespannt, ob die Hausärzte darauf los haben.
 Also da sieht man schon, das ist von vorne bis hinten nicht durchdacht.
 Aber Angela Merkel muss man ganz deutlich sagen, verteidigt nach wie vor die Beherbergungsverbotung.
 Jetzt jetzt mag eine Maßnahme auch eine begrenzte Akzeptanz haben, dann muss man natürlich gucken,
 dass sie eine bessere bekommt.
 Aber sie ist deshalb als solche, dass ich sozusagen unültige Reisen vermeide, noch nicht
 falsch.
 Das muss man auch den Menschen sagen.
 Ja, gleichzeitig sagt sie aber auch, wir wissen nicht wirklich, ob das falsch ist oder
 nicht.
 Wir wissen nicht wirklich, ob die einzelnen Maßnahmen alle wirklich was bringen.
 Und das gilt eben auch für dieses Beherbergungsverbot.
 RKI sagt, ja, es gibt Fallhäufungen bei privaten Feiern, Reisenspielen auch noch Rolle.
 Aber insgesamt muss man einfach sagen.
 Und deswegen spielen wir diese O-Töne noch mal auch bei der Pressekonferenz nach diesem
 Treffen mit den Ministerpräsidenten und Präsidentin klar, die Lage ist einfach unklar.
 Und das spürt man auch in Merkels Worten.
 Das kann auch keiner ganz genau wissen, wie das alles wirkt.
 Keiner kann sagen, wie wichtig ist der Reisefaktor.
 Wir können ab Frakt sagen, wenn wir 50 Prozent der Kontakte einschränken würden, dann würden
 wir eine Beruhigung kommen.
 Das haben wir heute Modellmäßig gesehen.
 Aber was sind 50 Prozent der Kontakte?
 Wer will das jetzt genau ausrechnen?
 Das heißt, in gewisser Weise müssen wir auch immer wieder einen Versuchunternehmen und
 dann nachsteuern.
 Das wird jetzt immer so bleiben.
 Kurz, wir fliegen auf Sicht und genauer Wirkung der Maßnahmen kennt man nicht.
 Ja, das stimmt.
 Das verdeutigt sicherlich auch die Schwierigkeit der Aufgabe, vor der die Menschen jetzt stehen,
 die in der Politik Verantwortung tragen.
 Also wollen wir jetzt überhaupt nicht spotten.
 Aber auf der anderen Seite muss man eben sehen, Diff klar, in Fällen, unklare wissenschaftlicher
 Erkenntnisse, muss die Politik trotzdem irgendwie handeln.
 Da muss man dann eben möglicherweise auch mal Dinge ausprobieren.
 Aber auf der anderen Seite läuft die Pandemie natürlich schon 7 Monate, 8 Monate in
 Deutschland.
 Das heißt, wir haben inzwischen eine ganze Menge an Erkenntnissen.
 Und deswegen kann man mit unklaren Fakten eben auch nicht mehr alles rechtfertigen.
 Und das hat sich in dieser Woche auch vor deutschen Gerichten gezeigt.
 Insbesondere hat nämlich der Verwaltungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg, das dortige
 Beherbergungsverbot gestoppt, zwar nicht das einzige Gericht kommen wir gleich dazu.
 Aber das ist das Gericht, das eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht hat, auch zur
 rechtlichen Argumentation.
 Und das ist so spannend, weil wir das ja in der Woche vorher in der Lage schon sehr kritisiert
 hatten und auch gesagt hatten, richtig geht das so nicht.
 Und deswegen fand ich es natürlich sehr spannend zu lesen, was das Oberverwaltungsgericht
 oder nicht der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg jetzt entschieden hat.
 Also, zunächst mal zum Sachverhalt, was war da durch?
 Ja, eine Familie aus NRW hatte Urlaub in Baden-Württemberg gebucht, 2000 Euro schon bezahlt und konnte
 eben laut Corona-Verordnung nicht reisen.
 Sie sagen, die Testhaben bisher immer mindestens 72 Stunden gedauert, das ist auch ein Problem,
 was wir angesprochen haben.
 Also haben Sie eine einstweile Anordnung beantragt, um dieses Verbot eben aufzuheben.
 Ja, genau.
 Und der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat jetzt gesagt, richtig.
 Das heißt, die Pressemitteilung hört auf die schöne Überschrift, das Beherbergungsverbot wird
 wegen unverhältnismäßigkeit außervoll zugesetzt, denn es ist gerade für ein unverhältnismäßiger
 Weise in das Grundrecht auf Freizügigkeit, das Artikel 11, Absatz 1 unseres Grundgesetzes ein,
 was im Prinzip regelt, dass man sich in Deutschland frei bewegen kann und der Verwaltungsgerichtshof
 geht, so weit zu sagen, ist ein allverfahren vollerfiger Einschätzung.
 Dieses Beherbergungsverbot sei voraussichtlich verfassungswidrig.
 Das sind schon deutliche Worte, denn Eingriffszweck und die Intensität des Eingriffsstütten
 nicht in einem angemessenen Verhältnis zueinander.
 Der Verwaltungsgerichtshof kritisiert, dass das Land Baden-Württemberg schon nicht
 dargelegt habe, dass überhaupt im Zusammenhang mit der Beherbergung, also damit das Leute
 zum Beispiel in einem Hotelunterkund finden, ein besonders hohes Infektionsrisiko, bestehend
 dem mit so drastischen Maßnahmen begegnet werden müsste.
 Trotz steigender Fallzahlen in Deutschland, so das Gericht seien keine Ausbruchgeschehen
 in Beherbergungsbetrieben bekannt, vielmehr sei aktueller Treiber der Pandemie und dann
 folgende Langeliste, Feiern in größeren Gruppen, Aufenthalt in Bereichen, Woabstands- und
 die Generegeln nicht eingehalten würden, also Schulen, Wohnsituationen, Flüchtlingsunterkünfte,
 Pflegeheimer und so.
 Mit anderen Worten.
 Einfach mal so, irgendeine drastische Maßnahme verhängen geht nicht, sondern die Beschränkung
 müssen genau da ansetzen, wo, nach allen Erkenntnissen, die Corona-Riesigen tatsächlich
 bestehen.
 Das ist allerdings nicht das einzige Gericht, das Oberverweitungsgericht schleswig
 Holstein sieht es ein bisschen anders.
 Genau, die sagen, es ist okay, es hatte auch eine, glaube ich, ich glaube, wer da jetzt
 beschwerter Oben hatte, ich glaube es war auch eine Familie aus NRW.
 Mehr Familie, die Ölabmachen wollen.
 Genau, genau, die wollten auch Olaub machen und das ging natürlich nicht und dann haben
 sie Beschwerner eingelegt und das Gericht hat anders entschieden, Ofergeschlefsigholzchen
 sagt, Schutz der Menschen wiegt eben höher als das Recht einer Familie auf touristische
 Reisen. Da muss man sagen, ja, im Prinzip ist das wahrscheinlich so, aber diesen Schutz der
 Menschen, das muss man erst mal nachweisen, dass der durch die Reise beeinträchtigt wird.
 Und das ist eben offensichtlich nicht gesehen, nicht so einfach.
 Lüneburg dagegen kippt für Niedersachsen dieses Beherbergungsverbot.
 Ganz genau, also schließt man muss sagen, Ofergeschlefsigholzstein steht ziemlich alleine
 damit seiner Entscheidung.
 Also die rechtliche Abwägung für die Du hast es angesprochen ist, denke ich, ziemlich
 zwingend, ja, wenn man also durch Reiseverboten Menschen leben retten kann, dann geht
 diese, dieses Rechtsgut natürlich vor. Das sehen die anderen Gerichte auch alle so in
 ihren Abwägungen, aber diese Evidenz, die man dafür braucht.
 Also quasi die wissenschaftliche Grundlage, dass die Reisen tatsächlich ein Problem
 sie fehlt. Und wenn man einfach nach 7-8 Monaten Pandemie geschehen, einfach bei dem ganzen
 Kontakt tracing so gut wie nie findet, dass die Beherbergung Hotel ein Problem ist, sondern
 so eine andere Dinge, private Partys, Hochzeitsfeiern, sonst was, dann muss man eben,
 da ansetzen und dann kann man das Reisen nicht verbieten. Deswegen denke ich, wird das
 OVG-Stills-Figholzstein da wohl mehr der weniger allein auf weiter Flur bleiben.
 Sehr vernünftig, Sachsen und Saarland, Sie haben sich jetzt nämlich angesichts der Diskussion
 und angesichts auch der Gerichtsentscheidung freiwillig entschieden, kein Beherbergungsverbot
 in Kraft zu setzen, beziehungsweise das wieder aufzuheben. Brandenburg und Mecklenburg vorper
 man zeigen sich allerdings weiter stürrisch, so Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar
 Wohydcke, der am Donnerstag per Presse-Mitteilung des Brandenburger Beherbergungsverbot verteidigt.
 Wir müssen so viele physische Kontakte wie möglich vermeiden und auch nichts wegen der
 erforderlichen Reisen verzichten. Okay, da kann man ja auch appellieren, sagen, nicht
 ernoten, wenn die Reisen bitte verzichten, aber mit soem Hammer darauf zu hauen, ist eben
 unverhältnismäßig, weil die Wirken auch nicht klar ist.
 Genau, weil auch Reisen nicht als solche das Problem sind, sondern eben Kontakte zwischen
 Menschen, die das Infektionsgeschehen tragen, mit anderen Worten, wenn man sich, wenn
 man in ein Hotel fährt, in den öffentlichen Bereich Maske trägt und nur in seinem Hotel
 zu immer die Maske abnimmt, dann ist man eben nicht gefährlicher als wenn man keine Ahnung
 irgendwo auf der Straße spazieren geht. Das muss man einfach sehen. Wenn man sich konkret
 vorstellen, wie eine Reise abläuft, dann versteht man auch, wieso wir bislang so
 gut, wie keine spreading-Event auf Reisen gefunden haben, weil man sich auf Reisen sehr gut,
 sich und andere sehr gut schützen kann, zum Beispiel in dem man Maske trägt. Also da hat
 die Politik einfach, wie soll ich sagen, auf ein ersten Blick, auf ein ganz pragmatisches
 Mittel gefunden, dass aber eben in keinem hinreichenden Zusammenhang steht zum Pandemie geschehen
 und so geht es nicht und ich finde das so auf der Metta eben ehrlich gesagt, wenn man
 so ein Schritt zurücktritt, mal so ein bisschen das Big Picture anguckt, dann finde ich
 das ein schönes Zeichen dafür, dass unser Rechtsstaat im Prinzip funktioniert und zwar
 auch sehr schnell funktioniert. Die Politik trifft eine wenig durchdachte Maßnahme und rum
 es wenige Tage später gibt es mutige Verwaltungsgerichte, die sagen, so geht das nicht und jetzt ist
 es an der Politik, finde ich wieder Vertrauen zurück zu gewinnen, indem man einfach bundesweit
 sagt, okay, nice try, war eine blöde Idee, das himber jetzt mal auf, in diese Richtung hat
 sich auch zum Beispiel Markus Söder geäußert, heimlicher Kanzlerkandidat der christlichdemokratischen
 Union und zur Zeit nach Ministerpräsident in Bayern, er sagte, bei Markus Lanz, Beherbergungsverbote
 sein im Kampf gegen die solche Zitat in der Tat nicht das wichtigste, das wird jetzt auch
 Stück für Stück auslaufen. Ja, so Markus Söder, allerdings ein gewisser Flurschaden, Philipp
 ist leider schon eingetreten. 68 Prozent der Menschen in Deutschland wollen einheitliche
 Regelung, nur 30 Prozent finden den Flicken, Teppich gut, also speziell diese Entscheidung,
 wir haben den Föderalismus ja auch gelobt und seine Stärken auch betont, aber speziell
 in dieser Lage und mit dieser Entscheidung, glaube ich, war das keine gute Sache und hat
 der Akzeptanz des Föderalismus und der Akzeptanz der Corona-Regeln kein Dienst erwiesen,
 die Ministerpräsidenten sollten Einschränkungen nur beschließen, wenn eben auch wirklich alle
 Länder mitmachen, vielleicht mit einer Ausnahme, aber da sollte es einfach mehr Einigkeit
 ergeben. Ja, das kann man daraus, glaube ich, ableiten, wenn Corona-Maßnahmen Wirkung zeigen
 sollen, wenn insbesondere die Leute mitmachen sollen, ja und das brauchen wir ja, wir brauchen
 ja, dass das man so schön neu Deutsch compliance nennt, also wir brauchen einfach die
 des freiwillige Engagement der Menschen, die eben Regeln auch tatsächlich einhalten und dazu
 müssen Regeln klar und angemessen und nachvollziehbar sein und Philipp hat dazu ein wunderschönes
 Beispiel ausgegraben, wie man es vielleicht eher nicht machen soll, dieses Mal aus der schönen
 Hansestadt Hamburg. Ja, das wurde ein bisschen rumgereicht, ich habe mir das Ding mal durchgelesen,
 das ist also eine allgemein Verfügung zum Masken tragen in Hamburg im öffentlichen Raum und das
 Ding hat, glaube ich, 14 Punkte und da ist ein Punkt bis Harra als der andere, ich zieht hier hier mal aus dem Punkt 11, da heißt das,
 also Masken müssen getragen werden im öffentlichen Raum zum Beispiel auf dem Alma-Wartenbergplatz
 einschließlich der Bayernfelder Straße im räumlichen Bereich zwischen und einschließlich den
 Hausnummer 135 bzw. 146 und den Hausnummer 183 bzw. 188. Auch in der kleinen Rheinstraße im öffentlichen
 Bereich zwischen zu einschließlich den Hausnummer 135 bzw. 16 der Nöltingstraße und so weiter und so fort.
 Jugeat die idea, das Ding ist voll mit irgendwelchen Straßen und Hausnummern und das ist nur hier der Punkt 14.
 Ja, da gibt es noch 11, da gibt es noch 13 andere Punkte, die für Hamburg genau festlegen, auf welchem Platz zwischen
 welchen Hausnummern, in welchen Straßen und vor allen Dingen dann in welcher Zeit auch Masken getragen werden soll.
 In der einen Straßen ist dann zwischen 14 und 18 in der anderen zwischen 23 und 3, es ist wirklich bazar und nicht mehr nachvollziehbar.
 Wer soll das, wer soll das nachvollziehen können?
 Was so, wie soll das durchgesetzt werden können?
 Wie sollen sich daran Leute halten können, willst du da Schilder überall aufstellen?
 Also, das ist bazar und das finde ich, geht viel zu weit.
 Man kann das natürlich nachvollziehen, dass man eben um nicht mit dem Hammer überall drauf zu schlagen,
 möglichst spezifische und zielgenauere Verordnung haben will und das möglichst zielgenau treffen wollen.
 Aber der Preis ist eben diese totale, kleinstaatereie und diese total mega genauen und mega detaillierten Regelungen, die dann auch nicht mehr funktionieren und auch nicht angemessen sind.
 Also eben viel zu detailliert sind und nicht mehr nachvollziehbar sind.
 Das geht auch nicht.
 Da müssen wir, denke ich, zu mehr Einheitlichkeit und mehr Klaren regeln.
 Ich habe jetzt noch einen Interview gelesen mit Jürgen Papier,
 ehemals Präsident des Bundesverfassungsgerichts im Stern.
 Und der hat so ein paar Sachen gesagt, wo ich jetzt auch noch mal bisschen hellhörig geworden bin,
 weil wir in der Lage auch gesagt haben, ne, ja, Leute, auch damals im Kontext der Corona-Demos.
 So viele Einschränkungen, Grundrechts-Eingriffe müssen wir ja doch jetzt eigentlich gar nicht hinnehmen.
 Und haben da so ein paar Punkte gemacht und Papier zählt jetzt halt doch noch mal so ein paar Einschränkungen auf,
 die wir doch tatsächlich hinnehmen müssen und so in der Summe finde ich, ist das schon auch,
 ja, wo ich dachte, ob's doch ist schon eine ganze Menge.
 Also er sagt, wir haben eine erschäbliche Einschränkung hinzunehmen,
 nicht nur solche in Freizehr Spaß vergnügen, es gab Gruppen, den wurde das Sonderopfer abverlangt,
 ihre wirtschaftliche Extenz ist zu verlieren.
 Also viele Künstler und viele Freiberufler sind seit Monaten faktisch mit einem Berufsverbot belegt,
 seit er ohne dass sie zu den Ansteckungsverdechtigen gehören.
 Studierende sagt er ist auch Hochschulärer. Studierende müssen massiver Eingriffe in die akademische Lehren,
 lernen freiert hinnehmen, viele Schulabgänger finden keine Lernstelle,
 Kinder über längere Zeit, keine angemessene Schulausbildung,
 denken sie auch an die vielen älteren Pflegebedürftigen, Krankenmenschen,
 ja, über Wochen konnten die ihre verwandten Ehrpartner geliebte nicht an dem Fangen nehmen.
 Also das Grundrecht auf Schutz der ähnlichen und familiären Zusammenlebens wurde ganz erheblich beeinträchtigt.
 Da würde ich sagen, da hat er schon ein Punkt, das müssen wir sagen, vervollständigt hier noch mal,
 das Bild, er sagt, der Rechtsstaat leidet, wenn ein Übergang an Normen besteht,
 deren Einhaltung kein Mensch kontrollieren und durchsetzen kann.
 Und das schließt sich so ein bisschen der Kreis zu die Sammburger Verordnung.
 Ja, das muss man sehen. Also ich teile deine Einschätzung Philipp,
 also natürlich ist das erst mal lobenswert, wenn die Politik versucht,
 eben nicht mit dem Vorschlaghammer draufzukloppen,
 sondern fein austarierte Lösungen zu finden,
 aber sie müssen eben noch nachvollziehbar sein.
 Man muss es einfach mit einem mit einem normalen Menschenverstand noch schaffen,
 diese Regeln irgendwie einhalten zu können.
 Und Papier weist eben noch auf einen zweiten Punkt hin,
 das Regeln immer nur dann wirklich akzeptanz finden können,
 wenn sie auch tatsächlich durchgesetzt werden.
 Sonst schleifen sich Regeln einfach ab, also quasi die subjektive Empfindung,
 ob eine Regel gilt, die leidet eben einfach, wenn diese Regeln nicht durchgesetzt wird.
 Deswegen ist es so wichtig, dass man maskenpflichten konsequent durchsetzt,
 dass also Menschen auch konsequent angezeigt werden, die keine Maske tragen.
 Also, weil sonst diese einfach in der Bevölkerung die Akzeptanz schwindet,
 dafür, dass es tatsächlich eine Maskenpflicht gibt,
 meinfügen im öffentlichen Nahverkehr.
 Und man muss sich eben auch überlegen,
 wenn man eine Regel sowieso nicht durchsetzen kann.
 Dann sollte man sie im Zweifel auch gar nicht erst erlassen.
 Dann muss man eben tatsächlich appellieren,
 aber nicht eine Regel in den Raum stellen,
 wo dann die Menschen die ganze Zeit erleben.
 Herke gibt es eine Regel, aber die hält sich ja e-kaner daran,
 das kann auch irgendwie auch nicht wahr sein.
 Denn der Rechtsstaat ist einfach darauf angewiesen,
 dass Regeln, die einmal erlassen werden,
 dann auch tatsächlich so wiejektiv als Binden empfunden werden.
 Sonst geht irgendwie alles den Bach unter.
 Wollfgang Merkel ist ein Demokratieforscher
 am Wissenschaftszentrum für Sozialforschung in Berlin.
 Und der antwortet auf dieses Problem mit dem Hinweis,
 ja, wir haben komische Regeln,
 aber das mag vielleicht auch da andingen,
 dass die Palamente eine Zugeringerolle spielen.
 Das sozusagen der eigentliche Sovereen zu wenig,
 mithredet in der Debatte,
 sondern dass die exekutive sprich,
 die Regierung, Landesregierung und Bundesregierung zu sehr durchregieren
 und zu wenig Rücksicht nehmen und Rückfrage und Rücksprache halten
 mit dem eigentlichen Sovereen den Parlamenten.
 Ist das irgendwie, wer das eine Lösung?
 Ja, also ich habe da auch darüber nachgedacht,
 dass es auch so ein ganz beliebtes Argument in der Corona Skeptiker-Ecke,
 dass es ja alles undemokratisch und wie kann denn das wahr sein
 und wie so beschließt das nicht der Bundestag und so.
 Also, ich finde da muss man trennen.
 Also das eine ist so die Diskursebene.
 Ich könnte durchaus der Frage etwas abgewinnen,
 ob die Palamente nicht einfach mehr darüber reden sollten,
 was da tatsächlich passiert.
 Denn wir führen diese Diskussionen in der Lage,
 die wird natürlich auch in der Öffentlichkeit geführt,
 in der Presse, in der Politik.
 Aber sie wird bis lang weniger im Parlamentarer so einen Raum greiert.
 Wie nimmt das nicht so wahr?
 Oder man nimmt das nicht so wahr.
 Ja, aber weiß der Philipp, es gibt ja zu ja eben aktuell,
 keine Gesetzentwürfe und ich weiß auch im Grunde kaum andere Diskursformen,
 wie aktuelle Stunde oder so im Bundestag.
 So dass man schon sagen muss, der Bundestag redet,
 glaube ich, wenig über Corona.
 Gelegentlich gibt Angela Merkel, meine Regierungserklärung ab.
 Aber das, diesen Punkt sehe ich ein.
 Ja, ich würde allerdings,
 aber beim zweiten Punkt, nämlich dass das alles undemokratisch sei.
 Da würde ich deutlich widersprechen und sagen,
 das handelt sich um ein Scheinproblem, denn die Regierung handeln ja nicht einfach
 irgendwie so Kraft eigener Wassersuppe, weil sie sich so toll finden
 oder weil sie jetzt irgendwie so eine kleine Diktatur einführen wollen.
 Sondern die Regierung in insbesondere auf Landesebene,
 die ja die Landeskronerverordnung erlassen,
 die Handeln auf der Grundlage einer sogenannten Verordnungsemächtigung,
 die der Bundestag erlassen hat.
 Das heißt, der Bundestag hat einen Gesetz beschlossen,
 das Infektionsschutzgesetz und da drin findet sich eine Regel,
 die jetzt mal vereinfacht formuliert, sagt,
 "Liebe Länder, ihr dürft Coronaverordnung erlassen."
 Das heißt also, die Länder dürfen genau das tun,
 was der Bundestag ihnen erlaubt hat.
 Das heißt, also es handelt sich nicht um eine Selbstermächtigung,
 es handelt sich nicht um ein demokratisches Problem,
 sondern die Länder setzen oben, was der Bundestag von ihnen möchte
 und dieser Koordinierungskreis zum Beispiel von Angela Merkel
 und den Ministerpräsident Innen der Länder.
 Dieser Koordinierungskreis ist rechtlich eigentlich ein Nullum.
 Ja, das ist einfach nur eine Absprache und rechtlich Wilksheim ist nur,
 was dann die einzelnen Bundesländer auf der Grundlage,
 diese informellen Absprachen tatsächlich in ihre Verordnung reinschreiben.
 Also der Bundestag könnte zum Beispiel diese Verordnungsemächtigung
 natürlich auch jederzeit zurücknehmen.
 Also deswegen aus einer demokratischen Perspektive,
 glaube ich, ist das zunächst mal kein Problem.
 Allerdings muss man dann wieder sagen,
 diese Verordnungsemächtigung ist relativ pauschal.
 Und das ist der Punkt, wo wir auch als Gesellschaft für freier Zerechte
 immer so ein bisschen kritisch geworden sind und gesagt haben,
 wir haben klar am Anfang einer Pandemie ist so eine Art Blankoscheck
 für die Landesregierung vielleicht in Ordnung inzwischen.
 Aber haben wir deutlich mehr Erfahrung mit dem Infektionsschutz
 und da könnte man sich schon vorstellen,
 dass der Bundestag die möglichen Maßnahmen und die Voraussetzung
 für mögliche Maßnahmen etwas genauer regelt.
 Dass man halt zum Beispiel sagt, keine Ahnung,
 maskenpflichten können eingeführt werden werden
 und Schulen können geschlossen werden werden.
 Also da würde ich sagen, im Detail, ja,
 da müsste der Bundestag mal nachsteuern.
 Also ich habe das heute Morgen im Radio gehört,
 aching Kessler Gesundheitspolitiker der Linken im Bundestag,
 ja, hat angemahnt Szenarien, ne?
 Also er sagt, vermisst bei der Bundesregierung einfach
 Szenarien für bestimmte Pandemieverläufe.
 Das ist ja jetzt nicht super überraschend,
 dass die Zahlen im Herbst hochgehen.
 Trotzdem hat man das Gefühl, alles scheinen überrascht.
 Und solche Diskussionen könnte man sich auch im Bundestag vorstellen.
 Er sagt, er hätte im Gesundheitsausschuss
 die Bundesregierung dazu aufgefordert, mal Szenarien vorzulegen.
 Da ist nichts gekommen. Er sagt, er geht jetzt davon aus,
 die sind nicht da. Aber da wäre er durchaus vorstellen,
 dass der Bundestag einfach Szenarien entwickelt und basieren darauf,
 solche Verordnungsermächtigung vielleicht spezifiziert.
 Und sagt, Szenario A, Szenario B, und da kann man das machen,
 und da kann man das machen.
 Da gebe es sicherlich schon noch Handelsspielraum.
 Also quasi so Pandemiestufen fest.
 Ja, genau.
 Was kommt ja nicht überrascht?
 Also er sagt mit den Reiseheimkern.
 Es war klar, dass Leute nach dem Sommer aussehen,
 oder nach Hause kommen.
 Und alle wirken überrascht.
 Und dann wurde auf einmal Ups ja, wir machen hier Tests.
 Und auch ja nicht doch nicht. Und nehmen wir wieder zurück.
 Also das wirkte nicht besonders planvoll.
 Und ich weiß, es ist eine neue Situation.
 Pandemie kannten wir noch nicht.
 Und trotzdem sind so ein paar Sachen doch schon mit einer gewissen
 Wahrscheinlichkeit vorherzusehen.
 Nimm ich, dass die Zahlen im Winter steigen werden, in dem Herbst.
 Und dass man dann irgendwie sich zu zurechtlegt,
 was sind denn hier unsere Möglichkeiten?
 ABC.
 Ich verstehe den Punkt, finde ich,
 ich bin mir nur nicht sicher, ob das nicht letztlich doch zu unflexibel ist.
 Also ganz ehrlich, also ja, im Szenarien festlegen.
 Und was ist dann, wenn es irgendwie ein Szenario gibt,
 in der Realität an das der Bundestag noch nicht gedacht hatte?
 Ja, da sind die anderen Handlungsunfähigso.
 Ja, und das Ding ist natürlich auch, hier geht es ja schon,
 auch um schnelle Reaktionen.
 Also ich komme, das mache ich mir schon so vor, als wenn diese Verordnung schon
 teilweise jedenfalls der Realität hinterher hinkt.
 Und wenn man sich jetzt mal vorstellt, ja, es gibt eine Runde von Bund und Ländern in Berlin.
 Man legte neue Maßnahmen gegen die Pandemie vor.
 Und dann müsste er erst der Bundstag ein Gesetz entlassen,
 indem er quasi das neue Szenario im Gesetzesform ließ.
 Also, na, das kann man natürlich auch alles drastisch beschleunigen.
 Aber so ein paar Wochen würde das schon dauern.
 Und dafür gibt es ja auch Verordnung.
 Die Verordnung sind ja eben auch Instrumente,
 damit der Staat schnell handeln kann, ohne erst ein Gesetz erlassen zu müssen.
 Ja, oder zum Beispiel sehr technische Details regeln kann.
 Also sehr häufig ist es so, dass quasi die großen Linien im Gesetz stehen.
 Und dann die Verordnung, die Details regeln.
 Und so ist es hier ja auch, die große Linie, Pandemiebekämpfung steht im Gesetz.
 Vielleicht müsste man ein bisschen präziser noch regeln,
 aber die Details stehen halt in der Verordnung.
 Das ist ein bewährtes Regelungskonzept, das Bundesverfassungsgericht hat übrigens,
 um das noch vielleicht so ergänzen dazu zu sagen,
 als zentralen Prüfstein, das sogenannte Wesentlichkeitstheorie erfunden.
 Das bedeutet, die für die Grundrechtsausübung der Menschen
 in Deutschland wesentlichen Entscheidungen muss der Gesetzgeber selber treffen.
 Und unterhalb der Schwerte der Wesentlichkeit können dann die Verordnung quasi die Fächer ausfüllen.
 Das heißt, das Fächerwerk, so eine Art Fachwerk, so eine Rahmen muss der Gesetzgeber vorgeben.
 Da müssen die wesentlichen Entscheidungen getroffen werden.
 Und die Länder, die generelle Verordnung, das ist ja die Exekutive,
 wenn man irgendwelche Ministerien oder Ländensegerungen können,
 diese Fächer ausmahlen.
 Und um das ein bisschen konkrete zu machen, zum Beispiel im Fall Corona.
 Also die Monstrationsverbote, komplett, glaube ich, sind nie zulässig,
 wenn man ja auch mit Abstand demonstrieren kann.
 Aber zum Beispiel müsste der Gesetzgeber wohl regeln, unter welchen Voraussetzungen,
 Einschränkungen der Demonstrationsfreiheit oder der Versammlungsfreiheit zulässig sind.
 Und dann könnten die konkreten Maßnahmen, die zu treffen sind, wiederum die Verordnung regeln.
 Das wäre so ein Beispiel, wie so das Wesentlichkeitsprinzip oder die Wesentlichkeitstheorie in der Praxis ausschauen.
 Aber wenn wir uns jetzt mal angucken, so das Big Picture,
 wir haben die ganzen Erkriegtsentscheidungen, die Zahlen, die Maßnahmen und der Politik,
 was die Politik jetzt macht, aufgelistet, was ergibt sich denn jetzt für ein Bild?
 Ja, ich weiß nicht. Also, mir erscheint es so, dass die Politik zum einen irgendwie zackhafter reagiert als im Frühjahr.
 Es wird einerseits gesagt, die Pandemie nähert sich der Krisensituation aus dem Frühjahr.
 Trotzdem reagiert die Politik aus meiner Sicht ganz merkwürdig,
 wie so ein bisschen eingeschüchtert, wirkt sie auf mich.
 Und zugleich weniger rational, also insbesondere,
 werden nach meiner Warnimmung politische Entscheidungen zurzeit weniger unmittelbar abgeleitet
 aus Erfahrungen und aus wissenschaftlichen Erkenntnissen. Wir haben ja eigentlich viel mehr Erkenntnisse.
 Wir wissen ja eigentlich zum Beispiel von den Gesundheitsämtern haben wir oben zitiert,
 was denn jetzt wirklich die Pandemie treiber sind.
 Und ich würde mir eigentlich wünschen, dass die Politik diese Erkenntnisse aus der Praxis, diese Empiri,
 quasi möglichst direkt Umsetz in Corona-Beschränkungsmaßnahmen,
 keine Ahnung, maskenpflicht im PKW, um es mal auf dem Punkt zu bringen.
 Oder ich will jetzt gar nicht lange eine lange Latte von Beispielen aufzählen.
 Da oben die verschiedenen Pandemietreiberszenarien, und da würde ich mir vorstellen,
 dass man darauf reagiert und zum Beispiel keine Beherbergungsverboten erlässt,
 die offensichtlich gerade nicht empirisch bedeckt sind.
 Also, ich gebe dir da recht, ich habe auch das Gefühl, dass sie ein bisschen zahlkhafter sind und im Nebel stochern.
 Das ist, glaube ich, aber dem Versuch geschuldet, so eine Balance zu finden.
 Zwischen Eingriffen, Grundrechts-Eingriffen, dann nicht einfach drauf zu hauen und alles zu verbieten.
 Gleichzeitig aber natürlich etwas zu tun, weil wir ja nicht wie im Frühjahr kurz vom Sommer stehen.
 Und dann, wie wir jetzt wissen, erleichterung kamen, sondern wir stehen kurz vom Winter.
 Und die Lage wird eher noch ernst da werden.
 Deswegen habe ich auch schon ein bisschen das Gefühl, dass sie da in so einer Grauzone rumstochern.
 Und dann kommen halt die Gerichte und bieten dem Einhalt.
 Aber ich würde auch denken, dass so ein paar Sachen schon gemacht werden könnten.
 Also Stichwort Teststrategie.
 Das man jetzt einfach sagt, wir wissen, dass das Virus ungleich verteilt ist und wir uns auf die Suche nach diesen Klasstern machen müssen.
 Und dass wir da einfach, wir haben das letzte Mal geschildert, nicht mehr vorwärts gucken.
 Du hast dich angesteckt, wen hast du denn danach getroffen, sondern du hast dich angesteckt.
 Wo hast du dich dann angesteckt?
 Wie war das vor deiner Infektion und die Leute dann zu isolieren, man dem hat auf so ein Event war.
 Also das sind alles Sachen, die man sich gewünscht hätte, die aber nicht bisher eingetreten sind.
 Stattdessen so ein bisschen aktonistische Sachen wie diese "Sperherbergungsverbot".
 Ja, das würde ich unterschreiben, Philipp.
 Ich würde mir einfach, habe ich eben ja schon kurz angedeutet, Mehrrationalität wünschen.
 Also wirklich schauen, was ist die Empirie?
 Was sagen uns die Gesundheitsämter? Was sagen uns die Drossen dieser Welt?
 Und das da tatsächlich umsetzen und insbesondere bitte, bitte, bitte keine Maßnahmen, die man nicht sehr gut begründen kann.
 Denn wir merken einfach, die Compliance brokkelt eh schon ab.
 Ja, also in unterschiedlichen Lebenssituationen ist die Compliance unterschiedlich gut.
 Ich erlebe in meinem privaten Umfeld auch sehr vorsichtige Menschen, überwiegend sehr vorsichtige Menschen, wie ich hab' wir haben's gesagt.
 Wir haben die GFF schon wieder in so einen halben Lockdown geschickt, zum Beispiel obwohl es dazu ja überhaupt keine gesetzliche Verpflichtung gibt.
 Gibt ja nur noch einzelne Menschen im Büro und so.
 Also wir sind ja schon vorsichtig und viele Menschen sind auch glaube ich sehr sehr verantwortungsbewusst und vorsichtig.
 Aber auf der anderen Seite verspielen die Politik vertrauen und Compliance mit sinnlosen Maßnahmen.
 Ich würde sagen, alles was ihr tut, liebe Politikerinnen und Politiker überlegt euch ob ihr das wirklich sauber begründen könnt.
 Es ist nicht mehr die Zeit nach sieben Monaten Pandemie für Blindflug.
 Das denke ich nicht mehr für die Dürreste gesagt, Stochern im Nebel, da Korrer war man nicht genau weiß.
 Aber es gibt eben doch schon eine ganze Menge Erkenntnisse und was wir wissen, das muss auch einfließen in die Politik.
 Es gibt einfach nach so viel Monatenerkenntnissen, gibt es viel weniger Spielraum für experimentieren im März-April.
 Haben die Gerichte so gut wie alles mitgemacht, weil man gesehen hat, okay wir wissen es nicht, wir müssen Erfahrungen sein.
 Wir waren völlig in Ordnung. Aber da muss die Politik jetzt auch einfach besser werden und mehr auf die Empirische.
 Und meiner Meinung nach.
 Und mehr Einheitlichkeit.
 Genau, und mehr Einheitlichkeit.
 Das wäre das zweite, also begründen und mehr Einheitlichkeit.
 Also warum nicht einfach sowas wie bundesweites Tragen von Masken?
 Es war auch im öffentlichen Raum.
 Ich finde, dieses Masken hat offensichtlich einen großen Effekt und ist als Einschränkung in die Freiheit nicht groß.
 Und warum kann man das nicht einfach bundesweit einfach mal verordnen?
 In jeden Fall sind allen geschlossenen Räumen.
 Auf der Straße ist es wohl tatsächlich so, dass der Effekt extrem gering ist, weil da diese Errosolbildung wegfällt.
 Da müsste man jemanden schon direkt anwussten.
 Aber zumindest in geschlossenen Räumen.
 Maskenpflicht in allen geschlossenen Räumen bundesweit, ende aus vorbei und in Autos.
 Wir kommen zu einem ganz anderen Thema und greifen damit ein Problemfeld auf, dass uns in der Lage in den letzten Jahren sehr viel beschäftigt.
 Aber jetzt in den letzten Monaten durch Corona und viele andere Entwicklung etwas in den Hintergrund getreten ist.
 Und wir dachten, es ist einfach mal Zeit für ein Update zum Thema Brexit.
 Für den, was ist denn da eigentlich stand der Dinge?
 Ja, also im Brexit ist ja schon passiert.
 Also das Vereinigte Königreich ist nicht mehr Mitglied der EU seit dem ersten Februar dieses Jahres.
 Aber bisher ist eigentlich alles beim alten geblieben bis aufs Parkteichkeiten.
 Aber im Kern ist das einfach alles beim alten als wären sie noch Mitglied der EU.
 Jetzt ist aber die Aufgabe halt bis Ende des Jahres ein Abkommen zu finden, ein Handelsabkommen.
 Das eben regelt, wie es weitergehen soll am 31. Dezember.
 Das ist genau der Punkt.
 Denn ehrlich gesagt, Philipp hat es gesagt, es bleibt alles beim alten.
 Das ist nämlich, wie soll ich sagen, diese etwas traurige Politstrategie, die man beim Brexit immer wiedergesehen hat.
 Niemand weiß, wie es genau laufen soll.
 Niemand hat eigentlich ein konkretes Bild, wie so ein Brexit-Konkret laufen soll.
 Also vertackt man die Details.
 Und dieses Prinzip ist ein bisschen auf die Spitze getrieben worden mit dieser Idee.
 Wir haben mit der UK tritt halt mal aus zum ersten Februar 2020.
 Und parallel schließt man einen Abkommen, in dem drin steht.
 Es bleibt alles, wie es war.
 Ja, also das ist natürlich selbstbetrug, schlechthin.
 Das macht diese ganze populistische Strategie, ins Brunner von Boris Johnson, den britischen Premierminister deutlich.
 Aber nun kommt diese Strategie so ein bisschen an ihr Ende.
 Diese Strategie des Vertagens, diese schönen Wetterpolitik.
 Denn nun droht ein hater Brexit, was auf Deutsch bedeutet, wenn es keine Einigung gibt.
 Also wenn dieses Abkommen von dem Philipp gerade schon sprach, nicht zustande kommt,
 dann gehört das Vereinige königreich ab 2021, insbesondere nicht mehr zum Windmarkt, nicht mehr zur Zollunion.
 Es müssten also Zölle auf Waren und Dienstleistungen erhoben werden, die zwischen UK und Europa, also im Resteuropa EU27, ausgetauscht werden.
 Und das wiederum ist aus quasi innenpolitischen Gründen besonders heike, an der Grenze zwischen Irland und Nord-Eerland,
 denn diese Grenze verläuft ja quer über die irische Insel.
 Aber Irland ist eben ein unabhängiger Staat.
 Nord-Eerland hingegen so die Nordöstliche Ecke Irland zu ganz grob gesprochen, gehört zum Vereinigten königreich.
 Und da gab es über Jahrzehnte einen sehr blutigen Bürgerkrieg zwischen diesen beiden Landesteilen
 und zwischen den insbesondere auch religiös definierten Gruppen.
 Und natürlich will niemand, dass dieser Bürgerkrieg wieder aufflammt.
 Deswegen muss man irgendwie schauen, dass diese Grenze möglichst wenig spürbar wird.
 Aber bei einem harten Brexit würde da zumindest eine Zollgrenze entstehen,
 wohl auch eine Personfreizügigkeitsgrenze. Und das wäre unschön.
 Also mit anderen Worten, Philipp, die Zeit drängt, denn selbst wenn morgen ein Abkommen zustande käme,
 dann würde es knapp, denn das müsste ja dann alles noch ratifiziert werden.
 Also von den nationalen Parlamenten beschlossen werden.
 Und es sind schon Stand heute nur noch rund 10 Wochen bis zum Jahresend.
 Genau. Und deswegen hatte Johnson gedroht, wenn es bis zum 15.10. hier keine Einigung gibt,
 dann brechen wir die Verhandlung ab. Der 15.10. das war Stand heute gestern.
 Jetzt tagt in Brüssel der Raterregierungschefs und alle fragen sich, wie geht es denn jetzt weiter?
 Und bisher sind die Verhandlungen, stand jetzt noch nicht richtig abgebrochen.
 Wie das immer so ist, ne, ob das eine Entscheidung gibt, ob die sich da einigen Huno's.
 Da kann niemand wirklich eine Prognose abgeben. Wir dachten an dieser Stelle ist es aber trotzdem mal interessant drauf hinzuweisen,
 ah, dass diese Verhandlungen laufen, dass die jetzt in die entscheidende Phase kommen und wir noch mal kurz darstellen,
 was die zwei, drei Entscheidenden knackpunkte sind, über die sich da gestritten wird.
 Es gibt in Brüssel wohl eine Giffeleerklärung, dass London nun die nötigen Schritte tun müssen,
 um so einen Abkommen möglich zu machen. Angela Merkel hat gesagt,
 wir müssen brauchen so einen Abkommen, aber nicht um jeden Preis.
 Und wir, auch die EU, muss den Briten da entgegenkommen.
 Also, das sind jetzt so die Spielchen glaube ich, die zu so einer Verhandlung gehören.
 Die wichtigsten knackpunkte hier noch mal kurz aufgelistet, auch basierend auf einer ganz interessanten Analyse im Magazin Foreign Policy.
 Die sagen, also, bisher ist in dem Abkommen nicht vorgesehen, dass es langwierige Zollabfertigungen nicht mehr geben soll.
 Also, selbst wenn man sich darauf einigt, irgendwie wahren Zollfrei oder viele mit Zollfrei oder mit geringen Zollen zwischen UK und der EU in den Herzutransportieren,
 wird es wohl trotzdem lange schlangen geben, weil es eben eine Zollabfertigung geben wird.
 Das ist das eine Problem, das andere schreiben sie bisher kein Verzicht auf sogenannte technische Handelsbayern.
 Also, das bedeutet, heute ist es so, wenn ein Produkt in der EU in Erlern zugelassen wird.
 Lebensmitteltechnisch und so weiter.
 Dann kann das in der gesamten EU einfach vertrieben werden.
 Ab Januar wäre das sicherlich anders, stand heute, denn dann müssten britische Produkte, die in UK eins normal verkauft werden können,
 in der EU erneut zugelassen werden und nach allen möglichen Standards untersucht werden und dazu brauchen die Unternehmen wohl ein Firmsitz in der EU.
 Und das ist für viele wohl zu teuer und zu aufwendig.
 Das sind diese technischen Handelsbayern, also welche technischen Anforderungen muss ein Produkt erfüllen und wer überprüft das eigentlich,
 wenn es in der EU vertrieben werden soll?
 Und der dritte Punkt ist Fischerei.
 Ja, das ist in der Tat auch so ein Thema.
 Also, wenn man ganz ehrlich spielt Fischerei ökonomisch betrachtet,
 weder für das Vereinigte Königreich so eine richtig große Rolle noch für Länder der EU, also insbesondere Frankreich allerdings,
 klopft sich da immer so ein bisschen auf die Brust und trommelt ganz gewaltig.
 Also zum Beispiel verlangt Frankreich das EU-Fischer weiter in britischen Gewässern fangen dürfen.
 Zitat von Manuel Macron, dem französischen Präsidenten, auf keinen Fall dürfen unsere Fischer die Opfer des Brexit sein.
 Auf der anderen Seite hat er aber Boris Johnson gerade seinen Briten versprochen,
 dass er die Hoheit über britische Gewässer im Zuge des Brexit zurückholen wird.
 Mit anderen Worten, die maximalforderung der EU, alles bleibt wie bisher schon wahr.
 Wir fischen, also franzosen und Niederländer und Belgier vor allem, fischen so weiter wie bisher.
 Was wird wohl nicht gehen, irgendwelche zugeständene Wirtmann Johnson hier machen müssen?
 Denn der kann natürlich nicht mit leeren Händen nach Großbritannien zurückkehren.
 Also das ist so ein Beispiel, wie letztlich auch eine symbolische Frage ziemlich hochgegestoordn ist.
 Und eine weitere Frage, die eben auch noch offen ist und immer wieder zu komplikten führt, ist die Streitschlichtung.
 Da wird immer so ein bisschen geschaut, auf die Mechanismen, die die EU mit der Schweiz vereinbart hat.
 Aber die Briten lehnen das bislang noch ab, denn die Schweizer sind mit dieser Regel auch nicht so wahr.
 Sind nicht glücklich, weil sie nämlich sagen, ja, die EU nutzt Sanktionen oder Druck auf dem eingebieten Hoffentlich dafür,
 dann auf ganz anderen Gebieten zugeständen ist zu erpressen.
 Also jetzt etwas überspitzt formuliert, die Bedenken der Schweizer.
 Und das wollen die Briten natürlich nicht, denn sie wollen ja gerade die Kontrolle über ihre Rechtsetzung zurückgewinnen.
 Also ein Streitschlichtungsverfahren, wo die EU dann irgendwie doch Druckmittel hätte aus britischer Sicht doch irgendwie unbefriedigt.
 Also wie in diesem ganzen Prozess spielen, auch wahnsinnig viele Emotionen und Sachfremde, Geschichte, eine unglaubliche Rolle,
 dass die Briten ihre Kontrolle wieder haben wollen und dass die halt zum alten Großmacht-Ding nachhängen.
 Und so, ich glaube, das macht diese Verhandlung, so wahnsinnig komplex.
 Wie das ausgehen wird, who knows, ich kann mir nicht vorstellen, dass das jetzt abgebrochen wird.
 Zumindest wenn es dann abgebrochen wird, dann ist das vielleicht nur vom kurzer Dauer und dann wird wieder weiter verhandelt,
 weil ich schon glaube, dass beide Seiten schon auch at Interesse daran haben, dass es da irgendeine Einigung gibt und es kein Harten Brexit gibt.
 Aber da mag man keine Prognosen abgeben.
 Wir wollten nur an dieser Stelle darauf hinweisen, dass das Thema wieder virul entwürt, dass das gerade in der heißen Phase ist,
 weil es eben nur noch wenig Zeit ist, weil es alles noch, wenn es ein Deal gibt, verabschiedet werden muss von den ganzen Länderparlamenten.
 Und das ist halt drei, vier Knackpunkte, die wir mal da gelegt haben.
 Ja, also man muss glaube ich auch noch einen Aspekt, du hast gerade so einen Aspekt hinzufügen,
 vielleicht du hast gerade schon so die Psychologie in Großbritannien angedeutet.
 Aber das Thema ist natürlich auch für die europäische Union psychologisch extrem wichtig,
 denn natürlich hat insbesondere auf EU-Ebener niemand an Interesse daran, dass der Brexit quasi Schule macht.
 Also in gewisser Hinsicht ist man da in so einem Dilemma.
 Also einerseits möchte man natürlich jetzt irgendwie mit Großbritannien, mit dem UK, Großbritannien Nord-Eland,
 irgendeine Regelung finden, die große Kollatera-Schäden vermeidet.
 Auf der anderen Seite, da natürlich aus Brüsseler Perspektive der Brexit auf gar keinen Fall eine Erfolg-Story werden.
 Also natürlich muss irgendwie dabei rauskommen, dass Großbritannien sich und Nord-Eland sich im Wesentlichen ins Knie geschossen haben.
 Ja, dass der Brexit also für die Wirtschaft und auch generell für das Land enorme Nachteile mit sich bringt,
 denn alles andere würde den Zusammenhalt der europäischen Union als solches in Frage stellen.
 Das macht die Verhandlungen noch mal so ein bisschen komplexer und nicht umsonst betontes Ratschef-Sharmi-Schell von der EU ganz dort.
 Ich die EU sei 100% geschlossen und zitat extrem ruhig.
 Mit anderen Worten macht man so ein bisschen den dicken Max, das man sagt,
 ja, wir sind hier der große einige Block, das überdeckt natürlich, dass es innerhalb der EU massive Interessenkonflikte gibt, massive Konflikte gibt,
 insbesondere zwischen Staaten wie Polen und Ungarn auf der einen Seite und der EU 25 auf der anderen Seite,
 weil einfach Polen und Ungarn in ganz vielerlei Hinsicht gegen Grundprinzip in der Rettstahllichkeit verstoßen
 und man auch nicht so richtig weiß, wie man diesem internen Problem beikommen soll.
 Also da spielen im Hintergrund eine ganze Menge Befindlichkeiten und eine ganze Menge Handfester Interessen und Krisenrolle.
 Und vorge des ganzen ab Montag soll jetzt zwischen EU und im UK nonstop verhandelt werden, EU in Unterhändler, Michelle Barnier, auch so ein Urgestein der europäischen Diplomatie,
 ursprünglich Franzose von Haus aus, wird eine ganze Woche in London verbringen und durchgehend verhandelt.
 Danach sind eine Woche nonstop Verhandlungen in Brüssel geplant und insofern hoffe ich sehe, dass man da im Laufe dieses Monats irgendwie zu einer Einigung kommt,
 denn dann wären es noch mal in zwei Monate bis zum Jahresende und man könnte quasi verhindern mit voller Fahrt gegen die Wand zu krachen.
 Also dieser Artbruch jetzt vom Tisch?
 Ich gehe davon aus, dass der vom Tisch ist. Also der Tagespiegel versteigt sich sogar schon zu der klaren Einschätzung, dass Boyd Johnson nur geblöft hat.
 Also das scheint so die Wahrheit zu sein, also der Tagspiegel berichtet von großer Erleichterung im Kreise der Unterhändler bei dem EU-Gipfel in Brüssel, dass man davon ausgeht, dass Johnson hat einfach mal wieder irgendeine Deadline in Raum gestellt.
 Ich glaube aber auch, dass dieses Gefühl der Einigkeit nicht völlig aus der Luft gegriffen ist, weil die EU diese Woche doch ein würde ich sagen, Entschadung getroffen hat, die allgemein als positiv begrüßt wurde und auch als Erfolg, auch als Erfolg der Einigkeit gesehen wurde,
 nämlich es wurden Sanktionen gegen Russland, genauer gesagt gegen einige Institutionen und Personen in Russland, verhängt das gegen nach allgemeiner Auffassung überraschen schnell und vor allen Dingen auch offensichtlich mit den Stimmen von Italien und Ungarn, vor allen Dingen Ungarn, die ja da gerne auch mal sich durchaus Russophiel zeigen und eher so auf Seiten Russland sind.
 Konkret wurden Versanktionen verhängt gegen den Chef des Inlands Geheimdienstes in Russland, gegen die Nummer 2 der Kremelverwaltung, einen hohen Beamten, zwei wichtige Fiezeminister, Sergei Prigoschen ist auch Opfer dieser Sanktionen, ist der immerlig gekochtes Präsident und eben heute betreibt er als sehr wohlhabender Mann Kremelner, Trollfarm und auch diverse Söldner am Main, die er befählicht und die eben viele Jobs erledigen, die der russische Staat zumindest offiziell nicht machen will.
 Und das Ganze ist natürlich vor allen Dingen nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Vergiftung des wichtigsten Oppositionellen in Russland Alexey Navalny zu sehen, dass es in erster Linie der Auffänger für diese Sanktionen gegen Russland.
 Und ich glaube viel näher kann man an Putin nicht rankommen, also mit Prigoschen ist man schon sehr nah dran, der da einige Söldner am Main befählicht und Chef des Inlands Geheimdienstes ist auch ziemlich weit oben und das trifft halt alles Leute, die letztlich verantwortlich sind, wenn in Russland,
 mit Norwichock handiert wird und Leute vergeftet werden, das ist nicht anders vorstellbar, dass diese Leute involviert sind, wenn in Russland Leute mit Norwichock vergeftet werden und finde ich ein richtigen Schritt oder was denkst du?
 Ja, ich denke das auch und man muss vor allem, glaube ich sehen, dass dieser Schritt einfach eine große symbolische Bedeutung hat.
 Dazu ist man ein Zitat in die Mailbox gespielt worden, dass ich ganz interessant fand.
 Und zwar von dem sehr lesenswerten Newsletter Euro Topics von der Bundeszentrale für politische Bildung. Dieser Newsletter zitiert heute Frau Santère, das ist also ein großer Radio Sender in Frankreich von Radio France und der kommentiert Zitat die Maßnahmen, also gegensichtlich.
 Die Maßnahmen sind zwar von begrenzter Tragweite, aber sie sind vor allem eine politische Geste und so hat Moskord das auch verstanden. Diese politische Bedeutung ist Bestandteil der sich allmählich herausbildenden strategischen Haltung der EU, den 27 gelingt es nun, wenn auch nicht ohne Schwierigkeiten gegenüber Russland bezüglich der Navalny-Affäre, so wie gegenüber Belarus und der Türkei mit einer Stimme zu sprechen.
 Von einer gemeinsamen Außenpolitik dem Fernziel des Entwicklungen, sicher unerreichbar ist, sind wir noch weit entfernt. Die 27 versuchen jedoch eine gemeinsame Arbeits- und Kompromisskultur zu entwickeln.
 Das finde ich ehrlich gesagt eine sehr überzeugende Einschätzung. Alles noch nicht großartig, keine gemeinsame Außenpolitik, aber auch immerhin ein wichtiger Schritt dahin, weil du Philipp, du hast es gesagt, die Interessen und die Haltungen der 27 eigentlich recht unterschiedlich sind.
 Und trotzdem hat man sich jetzt zu gemeinsam schritten entschlossen. Und ich glaube, das hat Moskord auch mitbekommen in Deutschlandfunk, wurde nämlich ehrlich gesagt relativ wütende Reaktionen aus Moskord zitiiert.
 Mit anderen Worten dort ist man schon einigermaßen genervt.
 Wir blicken noch mal rüber in die USA. Da liegen die Nerven mittlerweile auch ziemlich blank, denn es sind nur noch wie lange drei Wochen, nicht mal.
 Bis zu den Wahlen gestern, hätte es das zweite Fernsehduell geben sollen zwischen Joe Biden und Donald Trump, aber aufgrund von Corona haben die beiden getrennte Town Hall-Mitings abgehalten.
 Also getrennt voneinander Fragen von Zuschauerinnen und Zuschauerinnen beantwortet, da würde ich sagen, ist jetzt nichts Neues, warum gekommen.
 Aber wir wollen die Gelegenheit noch mal nutzen, auf die Bedeutung der Plattform Facebook, Twitter vor allen Dingen zu blicken, die auch in diesen Tagen für sehr, sehr viel Wirbel gesorgt haben, denn die Spannung stark natürlich.
 Und die Rolle dieser Plattform ist natürlich durchaus erheblich oder kann durchaus erheblich sein. Also es ist jetzt schon.
 Aber also für den worst case, dass Trump angesichts einer Wahleniederlage lautstimmen, irgendwie sagt, ich erkennt ihn nicht an und Twitter hat, ich bin der Präsident und bleibe der Präsident, no matter what.
 Dann ist natürlich die Bedeutung der Plattform noch mal eine ganz, ganz andere. Und da mussten man sagen, dass die Plattformen in den vergangenen Wochen schon einige Maßnahmen ergriffen haben, also Wahlwerbung beschränkt, sie kleben an alles mögliche irgendwelche Hinweise daran, dass der Artikel vielleicht nicht richtig sind.
 Und das ist vielleicht sich um das Informationen handeln könnte. YouTube hat jetzt gesagt, ja, auch wir verbannen QEINON, also diese Vertreter, dieser total bizarren Verschwörungserzählung von unserer Plattformen und vor allen Dingen Facebook hat eine ganze Menge gemacht.
 Das fing im Frühjahr an, als Corona eben in die Welt kam und Facebook angefangen hat Falschmeldungen zumindest zu limitieren, die Verbreitung davon zu limitieren, zu Covid-19, dann im August sagte Facebook, na ja, Verschwörungserzählung, die wollen wir auch nicht mehr so sehr auf unser Plattform haben, vor allen Dingen keine nach den Juden angeblich das Schicksal der Welt kontrollieren, darum ging es da in erster Linie.
 Und dann vor einer knappen Woche ging es dann auf QEINON, also diese andere Verschwörungserzählung, die enorme Verbreitung erlangt hat, nach der eben vor allen Dingen demokratische Kräfte, Kinderschänderin, Ringe organisieren und tief in der staatlichen Verwaltung agieren und Donald Trump stürzen wollen und Donald Trump der einzige ist, der da irgendwas machen kann.
 Das ist also die Süküranonerzählung, die hat Facebook zumindest, ich weiß nicht, ob sie sie verband haben von der Plattform, aber sie haben tausende Seitengruppen und Profile gelöscht, die eben Küranoninhalte verteilen.
 Und diese Woche dann, und das ist jetzt ein bisschen der Auffänger, um das mal aufzunehmen, haben sie gesagt, auch Holocaust-Logner wollen wir nicht mehr auf unser Plattform haben.
 Mark Zuckerberg hatte noch vor zwei Jahren gesagt, man kann sich ja mal täuschen, also im Hinblick auf Holocaust-Logner, man kann sich ja mal irren. In Interviews hatte er das gesagt und dabei ist völlig klar Holocaust-Logner, irren nicht, sondern sie sind davon überzeugt und wissen, was sie sagen.
 Und nun hat er sich also an das anderen besonnen und sagt, ich habe Daten gesehen, nachdem eben die Läuten und des Holocausts und Antisemitismus auch reale Schäden verursacht und der Antisemitismus weltweit wechselt.
 Und dann habe ich ihn jetzt zum Umdenken bewegt. Die Frage ist, wie glaubwürdig ist das alles?
 Ja, also ehrlich gesagt würde ich einen ganz kleinen Schritt zurück treten und zunächst mal darauf hinweisen wollen, dass diese Entscheidungen ja deutlich machen, welchen enormen Einfluss eigentlich die Plattform schon darauf bekommen haben, was man sagen kann.
 Und zwar nicht nur sagen kann im Sinne von, was man äußern kann, sondern was man in einer Weise sagen kann, dass es auch wahrgenommen wird. Denn ich meine natürlich kann man sich in seinen Wohnzimmer stellen und irgendwas vor sich hinbrabbeln.
 Aber das ist ja für den demokratischen Diskurs in demokratischen Gesellschaften irrelevant. Spannend ist ja nur, dass was man sagen kann und was dann tatsächlich auch Verbreitung finden kann.
 Und da sind einfach Plattformen wie zum Beispiel Facebook, wie diskutieren es jetzt am Beispiel von Facebook, aber das gilt natürlich auch für zum Beispiel Twitter und Instagram.
 Da sind Plattformen inzwischen einfach die ganz zentralen Gatekeeper. Das heißt, die Spielregeln auf Plattformen entscheiden maßgeblich darüber, was man in der Öffentlichkeit sagen kann.
 Natürlich gibt es auch noch andere Massenmedien, ja, also insbesondere Tageszeitungen, Fernsehen und so weiter. Aber abgesehen vom Fernsehen tatsächlich und vielleicht noch vom Radio, haben doch die Plattformen auch für die Kommunikation im Internet eine ganz zentrale Gatekeeper-Funktion.
 Denn die meisten Menschen schauen sich eben an, was ihnen über Twitter und Facebook in die Tarnan gespielt wird.
 Vor allem in den USA.
 Vor allem in den USA, aber auch in Deutschland.
 Ich meine klar, es mag natürlich noch Leute geben, die sich an den Computersetzen und gezielt keine Ahnung, die Website der Süddeutschen oder der FZ oder der Welt aufrufen.
 Und schauen, was hat sich denn so getan heute? Wird es sich hergeben? Aber ganz ganz viel Verbreitung bekommt eben auch das, was im Internet so gesagt und geschrieben wird, über Plattformen.
 Und diese Gatekeeper-Funktionen, die muss man zunächst mal einfach zu Kenntnis nehmen. Und wenn man das verstanden hat, wie wichtig sie sind, dann sieht man auch zugleich, dass diese Regeln die Plattformen aufstellen, einfach ein großes Problem sind.
 Denn Plattformen sind ja letzten Endes ganz private Unternehmen. Das heißt also niemand mit Ausnahme der Menschen die Aktien halten von diesen Unternehmen kann mitentscheiden.
 Normalerweise würden wir ja denken, dass in einer demokratischen Gesellschaft Parlamente und Gerichte darüber entscheiden, was quasi die Rechtslage ist.
 Aber die Rechtslage existiert in so einem ganz merkwürdigen Parallel-Universum zu der Rechtslage auf Facebook.
 Also die Rechtslage auf Facebook wird bestimmt durch die Community-Gardlines von Facebook und die wiederum werden in letzter Konsequenz von Mark Zuckerberg festgelegt. Also mit anderen Worten, es gibt eine, es gibt umgrune zwei verschiedene, in Anfangsstrichen rechtskreise.
 Zwei verschiedene Regelungssysteme, das eine sind die Regelungssysteme der Nationalstaaten, die demokratisch kontrolliert sind. Und dann gibt es die in keiner Weise demokratisch kontrollierten Regelungssysteme von Facebook.
 Und das finde ich zunächst mal schon eine gewisse Provokation, ehrlich gesagt. Also man könnt ja argumentieren, hey, das sind private Firmen, weißt du, wir moderieren unser Forum auch.
 Ja, wir sagen auch, was da passieren soll und was nicht. Aber der riesige Unterschied bei diesen Netzwerken ist halt, dass sie so groß sind und dass sie quasi monopole sind.
 Twitter in Maßen, aber vor allen Dingen Facebook und der Druck steigt. Also es hat jetzt gerade dieser Tage irgendeinen Unterausschuss des Repräsentantenhauses einen Bericht veröffentlicht, 450 Seiten stark, nach einer ausführlichen Untersuchung vor allen Dingen verabschiedet von beiden Parteien, also von Demokraten und Republikanern gemeinsam, der nichts weniger sagt als Facebook, aber auch Google und Amazon in Maßen, aber vor allen Dingen Facebook sind ein Monopol, das von Webbewerb kaum mehr aufgebrochen werden kann.
 Und deswegen erwähnen sie und geben als Empfehlung, wir sollten erwähnen, ob wir das nicht zerschlagen, ob wir Facebook nicht auflösen und in einzelne Teile zerschlagen.
 Und das ist auch der Hintergrund, warum die jetzt reagieren, weil der Druck einfach so groß wird.
 Also ich denke, ich denke, es wird immer deutlicher, dass es ein riesengroßer Fehler war, der Kartellbehörden in den Vereinigten Staaten, dass sie die Übernahme von Instagram und WhatsApp zum Beispiel durch Facebook genehmigt haben.
 Das waren ja andere Funktionen, aber das waren jedenfalls Plattformen, die grundsätzlich mal Facebook hätten Konkurrenz machen können, die eine Alternative zur Verbreitung von Inhalten über Facebook hätten darstellen können.
 Klar, die haben eine etwas andere Rolle, WhatsApp ist vor allem die One-on-One Kommunikation oder mit kleinen Gruppen.
 Instagram ist ein hingegen richtiges soziales Netzwerk, das hätte man also tatsächlich als Konkurrenz zu Facebook erhalten müssen.
 Aber jenseits dieser Frage, ich denke, ich zeige diese überwältigende Marktmacht, die Facebook inzwischen erlangt hat.
 Klar, man kann die möglicherweise zerschlagen, aber das würde zu anderen Problemen führen.
 Ich glaube, die eigentliche Lösung ist, dass man diese zwei Rechtskreise auflöst, von denen ich gerade gesprochen habe.
 Also ich denke, das mittelfristige Ziel muss sein, dass Plattformen, in zwar egal, welche Plattformen, nicht mehr ihre eigenen Community-Gardleins haben.
 Die teilweise Dinge zulassen, die illegal sind, die auf der anderen Seite aber auch völlig legale Sachen verbieten.
 So eine Netzwerke sollten schlicht und ergreifend die staatlich Rechtsordnung widerspiegeln.
 Ich glaube, das muss das Ziel sein, dass wir diese Zeitalter der Willkür überwenden, wo Mark Zuckerberg sagt, was man sagen kann und was nicht.
 Und wenn Mark Zuckerberg findet, dass die weibliche Brust auf seiner Plattform nichts zu suchen hat, nicht mehr, wenn Babys gestillt werden, dann hat das einfach mit der Rechtslage weder in Deutschland noch in den Vereinigten Staaten irgendwas zu tun.
 Und das kann ich angehen. Also kleine Plattformen wie keine Ahnung, Talk, Lage der Nation.org oder so, die keinen nennenswerten Beitrag leisten, wenn man endlich ist zum Diskurs.
 Ja, man kann auch wunderbar diskutieren, wenn man auf dem Lage vorum sich nicht äußert.
 Ja, die müsste man da sicherlich ausnehmen, aber jedenfalls Plattformen, die eine bestimmte Marktbedeutung erlangt haben, die können aus meiner Sicht nicht mehr Kraft eigener Wasser super entscheiden, was gesagt werden kann und was nicht.
 Und dann müssen wir einfach zurückholen in den Indies-Währe des Rechts. Ja, also da gebe ich natürlich völlig Recht und für einige Probleme, die wir sehen, ist das sicherlich auch eine Lösung.
 Also Holocaustleugung, offensichtlich strafrechtig relevante Sachen. Aber ich finde schon diese Verschwörungsnummern.
 Das ist da schon eine Grauzone und wie wirst du dann eine Verantwortung als Netzwerk gerecht, wenn Politiker sagen, ich bin Präsident.
 Ist das ja nicht strafrechtlich relevant oder du hast zum Beispiel solche Fälle wie jetzt, darum geht dieser Fall von Twitter und diesen Bericht in der New York Post nicht in der New York Times, in der New York Posten, Murkblatt, Kampfblatt.
 Aber auch mitten paar Journalisten, die veröffentlichen gerade jetzt diese Woche in Bericht über Handarbeit, den Sohn von Joe Biden, der in der Ukraine da in Vorständen saß.
 Und es gibt seit langen den Vorwurf, dass er den Posten und den Namen seines Vaters, der damals viel zu Präsident war, dort für geschäftliche Vorteile, für private, geschäftliche Vorteile genutzt hat.
 So die New York Post veröffentlicht jetzt ein Artikel, in der sie e-mails zitieren, die diesen Vorwurf einfach nochmal verstärken und erhärten.
 Und da ist riesen Streitadrom, ob diese e-mails echt sind oder nicht, demittiert sind sie nicht. Aber es ist eigentlich ein bisschen reißere, spräsentierte, aber doch letztlich ein journalistischer Artikel.
 So was macht Twitter? Twitter verhindert eine Zeit lang, dass dieser Artikel geteilt und gepostet wird, er blockiert, teilweise den Account der Presse-Sprecherin des weißen Hauses.
 Twitter blockiert, teilweise die Webseite des House Judiciary-Comities und spär teilweise den Account der New York Post und verhindert, dass die Zeitung posten kann, weil es ein umstrittener Artikel ist.
 Mit der Begründung sagt Twitter, verletzt unsere Guidelines für Hekt Materials, also dass wir keine Materialien veröffentlichen wollen, laut Twitter, die aus Hexstamm, also die illegaler Weise an die Öffentlichkeit geraten.
 Und da muss man sagen, das stimmt hinten und vorne nicht. Dann könnten die auch die ganze New York Times-Berichterstattung über die Steuerunterlagen von Donald Trump komplett sperren, weil die auch wahrscheinlich illegalerweise an die Öffentlichkeit gekommen sind.
 Und trotzdem von Riesen öffentlich in Interesse sind und niemand wurde auf die Idee kommen, diese Artikel für illegitim zu halten. Also wie willst du alleine mit dieser Gesetzesargumentation diese Verantwortungsproblematik dieser Netzwerke in den Griff bekommen für das, was auf ihrer Plattform veröffentlicht wird?
 Total easy, Philipp, ganz einfach. Diese Inhalte sind legal, also hätte Twitter sie nicht sperren dürfen. In dem Fall ist es jetzt eindeutig. Ich finde das Beispiel super, Philipp. Wenn es das noch mal geht, ist es durch die Klinien.
 Wenn Twitter jetzt keine eigenen Community Guidelines hätte, sondern wenn Twitter einfach nur in seiner Rechtsabteilung kurz nachgefragt hätte, darf die New York Post das veröffentlichen, hätte jeder Anwalt, jeder Anwält hin sofort gesagt, natürlich dürfen die das.
 Das ist Journalismus und dann hätte, wer das Thema durchgewesen. Das Problem ist, dass es überhaupt ein Parallel Rechtskreis namens Twitter Guidelines gibt oder wie immer die jetzt konkreten werden. Das ist doch das zentrale Problem.
 Das ist nicht nur ein Problem, weil Twitter im Einzelfallfalscher Entscheidung trifft, ja möglicherweise finden wir auch mal die Rechtslage falsch. Es geht weniger um richtig und falsch, also ehrlich gesagt, sondern es geht zum einen um Eindeutigkeit, nämlich zu klären in einem Notfallsgerichtlichen Verfahren, das ist eine und das andere Grundprinzip nennt sich demokratie.
 Wir haben doch, wir haben doch eh ein Jahrhunderte langen Kämpfen, haben wir doch ein System erfunden, jedenfalls in westlichen Staaten, wie man im Prinzip davon ausgehen kann, dass die Rechtsordnung große Mordor den Willen der Mehrheit des Vorkes widerspiegelt und die Minderheiten werden durch Grundrechte geschützt und so, müssen wir nicht als nochmal durch die Klinien.
 Wir haben doch jetzt gerade in Jahrhunderte langen Kämpfen ein Modus gefunden, wie wir uns gesellschaftlich auf Regeln einigen. Und warum sollen jedenfalls so dominante Plattformen wie Twitter und Facebook überhaupt die Möglichkeit haben, irgendwie eigene Hausordnung festzulinken?
 Ich finde das schlicht in der Grafen Ansitz der besonderen Bedeutung, die die haben für den demokratischen Diskurs falsch. Ich denke ab einer gewissen Relevanz schwelle muss man einfach sagen, nein, Community Guidelines sind nicht mehr relevant, sondern es geht ausschließlich um die Frage von richtig und falsch.
 Also im Sinne der Rechtsordnung, egal, egal. Und wenn man dann die Rechtsordnung falsch fehlt, dann kann man halt wählen gehen.
 Ja, aber ich glaube, dieser Filter ist trotzdem zu grob. Also du wirst ganz vieler Probleme, die auf diesen Plattform herrschen, damit nicht gerecht. Also nimm diese Verschwörungstheorien, nimm Hass und Beleidigung.
 Was ist eigentlich eine legitime Meinungsäuserung und was nicht? Da müssen die Plattform ja irgendwelche Mechanismen haben, um darüber zu entscheiden.
 Und du hast ja auch in der deutschen Presse dieses Selbstregulativ des Presserats. Da wird auch nicht gesagt, die deutsche Presse wird reguliert durch das Strafrecht, sondern was in der deutschen Presse und in den Zeitungen veröffentlicht werden sollte, das Regeln die Zeitungen weitestgehend unter sich selbst haben halt diesen Presserat und da gibt es in Presse-Codex, und da stehen viele genauere Regeln drin, die weit über strafrechtig relevant ja oder nein hinausgehen, eben weil es den Bedarf gibt, wenn wir verantwortlich publizieren wollen, dann muss es mehr Regeln geben.
 Aber das sind zwei verschiedene Themen, die du anschneidst. Ich finde, dieses Beispiel mit dem Presserat super, weil das zeigt, dass das Selbstregulierung unter Umständen auch funktionieren kann, das Problem ist nur, dass dieser Presserat ja ein absolut zahnloser Tiga ist.
 Das heißt, also das schlimmste, was passieren kann, ist eine Sanktion, ja okay, und die Bild ignoriert das dann. Ja klar, es gibt Medien, die hängen sich die Sanktion durch die Rügen, durch den Presserat quasi wie Trophäen an die Wand, nehmt die Bildzeitung.
 Ja, genau. Die sind stolz auf jede Rüge, weil sie finden, damit haben sie mal wieder einen richtig krassen Artikel rausgehauen, herzlichen Glückwunsch.
 Und deswegen denke ich zeig, dass das Beispiel Presserat ja ist ein netter Ansatz, stößt aber an Grenzen, soweit Leute und sich unethisch verhalten. Der andere Punkt, den du gemacht hast, Philipp, aber den ganz kurz in ganz kurzem dabei bleiben.
 Aber trotzdem zeigt es doch den Bedarf nach Regeln, die über das Strafrecht, über das reine Strafrecht hinausgehen.
 Auch wenn die Leute, wenn die Bildsichtig nicht dran hält, aber trotzdem ist das, was der Impressekodex steht, ja schon, sondern man man im weitesten Sinne, eigentlich akzeptiert, dass das eigentlich Richtlinien sind nach denen sich die Medien halten sollen, dass das zahnlos ist und dass es mehr Sanktionen geben müsste und so geschenkt.
 Aber niemand sagt, wir brauchen Impressekodex nicht, weil was da drin steht ist quatsch, wir haben das Strafrecht.
 Sondern ich glaube schon, das akzeptiert ist, publizistische, also Plattformen, wie auch immer Zeitung oder eben Facebook, die Dinge weit verbreiten, haben eine gewisse Verantwortung und wie das geregelt ist, da reicht der Strafrecht alleine nicht aus.
 Und deswegen gibt es ja diese Polizies und Guidelines und Community-Richtlinien.
 Ich verstehe da einen Punkt, dass es da zwei parallele Rätsysteme gibt, aber ich würde nicht akzeptieren, dass man sagt, wir brauchen das alles nicht, da Strafrecht reicht.
 Ich glaube, damit wirst du den Problem, die auf diesen Plattformen herrschen und die Verantwortung, die diese Plattform haben nicht gerecht.
 Also ich glaube, wie gesagt, für mich glaube ich jetzt wirklich zwei Dinge, dass eine mit Impressekodex ist, habe ich ja gesagt, das ist eine wunderschöne Sache.
 Ja, aber es ist eben soft-law.
 Ist das schlimmste, was passieren kann, ist, dass man irgendwie do-do-do-duh gesagt bekommt und ehrlich gesagt nichts wird nicht gedruckt, weil der Presse-Codex das verbietet.
 Das gibt es schon Hagen auf Übertragen auf Facebook bedeutet, dass der Presse-Rat eben keine Sperren veranlassen kann oder Twitter.
 Deswegen habe ich da auch gar kein Problem mit, lass den Presse-Rat machen.
 Ich will ja nicht sagen, der Presse-Rat soll abgeschafft werden, ganz im Gegenteil.
 Ich finde, das hier eine sehr sinnvolle Einrichtung.
 Aber wir waren jetzt bei der Frage, was sollen Facebook und Twitter weiter auf ihren Plattformen zulassen und ehrlich gesagt nichts wird auf Facebook und Twitter gesperrt, weil der Presse-Rat ist.
 Das ist der dann zweiter Punkt mit dem Presse-Rat und soft-law.
 Wichtiger finde ich da ein ersten Punkt, weil der noch mal ein verfassungsrechtliches Problem aufwürf.
 Ich muss es jetzt noch mal wieder vorkramen, weil das jetzt schon wieder zwei Minuten her ist, nämlich die Frage mit den Fake News.
 Das ist tatsächlich ein, nämlich der Punkt, wo Rechtsordnung tatsächlich an ihre Grenzen stößt.
 Das finde ich, ist der Verliedereinwand gegen meinen Argument, dass man die Rechtskreise zusammenführen müssen.
 Also Community Guidelines überwinden, es soll nur noch um Regen illegal und illegal gehen.
 Denn da stößt die deutsche Rechtsordnung und auch die amerikanische Rechtsordnung insofern an Grenzen als lügen grundsätzlich gesagt werden dürfen.
 Also auch quasi falsche Informationen sind im Ansatz von der Meinungsfreiheit geschützt.
 Die Grenze ist da erreicht, wenn es quasi um falsche Tatzachenbehauptungen geht.
 Also keine Ahnung, zwei und zwei ist fünf und so.
 Es ist von der Meinungsfreiheit grundsätzlich nicht geschützt, aber die aller, aller, aller meisten Äußerungen enthalten ja eben nicht nur quasi Aussagen zu Dingen, die mit dem beweistzugänglich sind, sondern praktisch alle Aussagen enthalten ja auch irgendeine Form von Meinungsgrundgabe.
 Und da tun sich leider die Rechtsordnung sehr schwer, in anfangs strichen falsche Meinungen in irgendeiner Art und Weise zu verbieten oder zu sanctionieren.
 Und da kann jetzt nicht zu Gericht gehen und sagen nur weil jemand eine Verschwörungstheorie verbreitet soll dieser Inhalt gesperrt werden für die.
 Und da finde ich, da finde ich, Stoßenrechtsordnung an ihre Grenzen die Frage ist nur, ob wir diese Lücke, das Rechtsordnung in anfangs strichen unsinnig verbieten können, weil es kein Wahrheitsministerium geben soll.
 Lösen wir dieses Problem, indem dann eine durch nichts legitimierte Instanz wie Facebook oder Twitter entscheiden, was war und was falsch ist.
 Und dann ist doch ein schönes Beispiel von der Software und dem Pressrat ins Spiel bringen.
 Könnte man denn nicht da eine Logenform finden, die besser das Problem löst.
 Also so eine Art Presserat der Unsinnsmeldung tatsächlich in irgendeiner Art und Weise aus dem Diskursfern heißt es sowas ähnliches Versucht-Facebook-Geradet.
 Ich habe den Namen jetzt gar nicht parat, aber das ist so Facebook-Kaunzel, so wie so, wie so, was heißt das. Also da hat Facebook so eine Art Rad mit externen zusammengesucht.
 Es ist jetzt auch nicht 100, sondern es sind 20, 30 externe Kritiker und Wissenschaftler-Wissenschaftlerinnen die von außen so ein bisschen drauf gucken sollen.
 Also das Problem ist doch, wir sagen, es kann nicht alles durch Strafrecht geordnet werden.
 Und für diese letzte Grauzone hat alleine Facebook letztlich die Verantwortung und zu entscheiden, was erscheint er. Und ich würde sagen, es wäre schon ein Anfang, wenn sie ihre Algorithmen so stricken.
 Dass nicht mehr das Verbreitung kriegt, was irgendwie maximal Engagement, Kommentare, Herzen, Like, Hate und so was hervorruft, weil das in der Rede passiert, wenn Emotionen und vor allen Dingen Hass und Wut angesprochen werden.
 Und diese Inhalte verteilen sich. Es würde schon was bringen, glaube ich, wenn Facebook danach steuern würde und sagen, wir verteilen Inhalte und wir verteilen Inhalte im Netz und sorgen dafür, dass das viele Menschen vor Augen bekommen, nach anderen Faktoren.
 Ich weiß nicht, wer das sind, aber reine Emotionen ist, glaube ich, ein schlechter Mechanismus. Das wäre schon man anfangen.
 Aber trotzdem stößt du da auch immer wieder an die Frage der Größe, wenn du sagst, wir müssen das irgendwie von außen kontrollieren und wer soll es kontrollieren, wenn nicht Facebook.
 Und das ist das Problem, dann ist es wieder bei der Größe.
 Ja, sonst könnte man ja so einen anderen Netzwerk wandern, die das besser machen. Aber es gibt es halt nicht, weil Facebook auf dem Bereich Monopol hat.
 Ja, und wir kommen ja auch nicht damit weiter, wenn wir irgendein fünf Plattformen haben, denn diese fünf Plattformen hätten dann jetzt zusammen betrachtet, wie der so eine Art Diskurshoheit.
 Und dann müsste man einfach nur, müsste man die hätten dann möglicherweise zwei etwas andere regeln, aber es spricht wenig dafür, dass die nicht auch von alleine danach gehen, was am meisten klickt.
 Das heißt, alleine das Aufspalten von Monopol ist gerade in diesem Bereich keine Lösung. Wir müssen uns generell die Frage stellen nach welchen Regeln sollten, jedenfalls Diskursrelevante Plattformen spielen.
 Genau. Ja, eben sehr deutlich plädiert dafür, dass zunächst mal die Rechtslage eingehalten werden sollte. Aber das ist eben nicht alles.
 Ja, und das ist eben, also ich finde, die Grundregel kann schon sein, was jedenfalls schon nach der Rechtsordnung illegal ist, das muss auch gesperrt werden.
 Ja, das finde ich schon wichtig, denn sonst haben wir wieder das Problem, dass wir umstrunzt die Term Rule of Law, wenn also rechtsnorm nicht eingehaukelt werden, Leute überall illegalen konnte.
 Aber jetzt ist die Frage, was dürfen Plattformen noch sperren über das hinaus, was legal ist. Wir haben das Thema Fake News angesprochen.
 Ich habe eben nur ein zentrales Argument vergessen, warum staatliche Regulierung sich so schwer tut, damit Fake News zu verbieten, ganz einfach, weil eigentlich der Staat sich daraus raushalten möchte, zu entscheiden, was eigentlich richtig und falsch ist.
 Das ist das ist die das zentrale Argument, wenn man halt eigentlich sagt im Diskurs, setzen sich die, setzen sich die richtige Ansicht, die bessere Teese von alleine durch und das stimmt halt heute nicht mehr.
 Eben, weil Philipp hat es eben so schön geschildert in Plattformen, emotionale Themen am meisten klicken und das nicht immer ist die Wahrheit, die emotionalste Botschaft, sondern irgendwelche Hassbotschaften zum Beispiel sind, klicken häufig besser.
 Das ist die zentrale Frage, wie gehen wir damit um, dass die staatlichen Rechtsordnung sich selber so ein bisschen zurücknehmen, weil sie sagen, der Diskurs solls rausfinden.
 Und wie gehen wir damit um, dass da wahrscheinlich hast du da völlig recht viele so eine bisschen Unterregulierung herrscht, wer fühlt diese Lücke?
 Und da wäre nur mein Pädoyet tatsächlich das nicht den Plattformen zu überlassen, sondern anderen Formen von Regulierung zum Beispiel der Presserat ist ein schönes Beispiel für eine Selbstregulierung in der Presse.
 Wahrscheinlich brauchen wir doch so was wie Wahrheitskommissionen.
 Wahrscheinlich brauchen wir doch so was wie Wahrheitskommissionen. Ich würde sie nur nicht staatlich organisieren, sondern gesellschaftlich organisieren, vielleicht so ein bisschen so wie rundfunkrate.
 Ja, das versuchst, wie gesagt, Facebook hat da dieses, ich hab den Namen jetzt gar nicht parat, aber diese Artkommission eingesetzt, da gibt es dann auch schon wieder eine Gegenkommission.
 Aber ich glaube, was wäre hier beschreiben, ist eigentlich auch ein riesiger Raum für Innovation.
 Das stimmt ja.
 Traditionelleweise haben wir dieses, diese Grauzone, die wir jetzt beschrieben haben gelöst mit redaktioneller Verantwortung. Es gibt halt Journalisten und Redaktionen und die entscheiden, ja, das ist offensichtlich strafrechtig.
 Aber das kann man nicht drucken. Aber dann gibt es halt eine ganz andere Menge. Was finden wir wichtig?
 Sollen wir eigentlich das Chatprotokoll eines 11jährigen Drucken, dessen Freund gerade von seiner Mutter erschossen wurde? Oder sollen wir das nicht machen?
 Das ist nicht strafrechtig relevant, aber das ist eine ethisch redaktionelle Entscheidung. Eigentlich tragen diese Verantwortung auch die Netzwerke.
 Das Problem ist, die Netzwerke sind so groß und fundamental strukturell so anders gestrickt als eine Zeitung, dass das 1 zu 1 so wahrscheinlich nicht praktikabel umsetzbar ist.
 Das heißt, sie müssen dieser Verantwortung auf irgendeine andere Form gerecht werden. Und diese Form ist noch nicht gefunden.
 Wir wissen noch nicht, wie sie die Sachen wortugerecht werden können. Sie versuchen das, indem sie die offensichtlichen Sachen jetzt versuchen zu bannen,
 Q&R-Non, Holocaust-Leugnungen, die offensichtlichen Sachen. Aber damit sind wir noch lange nicht am Ziel.
 Und diese Wahlen, die uns jetzt bevorstehen, werden das Ganze vorantreiben und vielleicht so eine Katastrophe führen,
 aus der wir dann irgendwie hoffentlich produktiv rauskommen. Aber ich glaube, da ist eine riesige Innovationsraum.
 Wie diese Netzwerke vielleicht irgendeine Form finden, mit ihrer Macht und dieser ganzen Informationen, verantwortungsvoll umzugehen,
 ohne diese Diskussionsplattform komplett abzuwürgen und dem Staat die Kontrolle zu übergeben.
 Also, viele, du zeigst deinen Spannungsfeld auf. Der Staat kann es sicherlich nicht.
 Also insbesondere darf der Staat natürlich niemals in die Position kommen zu entscheiden, was richtig und falsch ist. Im Diskurs.
 Also, Strafrecht ist ja auch ehrlich gesagt nur die krasseste Form der Regulierung. Es gibt ja auch rechtswierige Inhalte.
 Und der Haupterschwende des Strafrechts, aber hier hat mir das Strafrecht jetzt genannt, wo der Staat reguliert ja nicht nur über Strafrecht.
 Dass mal, das mal außen vor. Ich würde aber trotzdem denken, für die, was du jetzt so als erste Schritte bezahlen ist,
 das Plattform eben bestimmte Inhalte sperren, weil sie offensichtlich unsinnig sind.
 Ich halte das eigentlich für eine Sackgasse. Ich sehe, dass das jetzt akut vielleicht ein Problem löst.
 Aber damit wird ja, werden ja die Plattform gerade nicht demokratisch kontrolliert.
 Sondern sie entscheiden jetzt in bestimmten Fällen wahrscheinlich völlig zu Recht der Sache nach, dass bestimmte Inhalte nicht geteilt werden können.
 Aber eigentlich darf das eben nicht von den Plattformen entschieden werden. Wir brauchen hier tatsächlich gesellschaftlich plural besetzte Gremien,
 die einfach sagen bestimmte Inhalte sind illegal. Weil sie, weil sie quasi den Diskurs vergiften. Weil sie unsere Hühne vergiften mit Quatsch.
 Ja, noch mal den analog zum jetzigen Konstruktion der Öffentlichkeit.
 Jetzt hast du mehrere Medien in Deutschland. Du hast viele Zeitungen.
 Und wenn du dir vorstellst, du hättest jetzt nicht ein Facebook, sondern du hättest fünf Facebooks.
 Wer dann nicht die Möglichkeit zu sagen, gut, dass eine Facebook entscheidet sich so.
 Deswegen kaufen wir das nicht mehr gegen den Hinnen oder es gesellschaftlich geächtet.
 Das andere Facebook macht es besser. Die die Organisationen und Verantwortungsvoller, die Organisation des Diskurses, würde das reichen.
 Oder ist das Problem der Netzwerk-Effekte? Das ist eigentlich nicht so was geben kann, wie viele Netzwerke, die unsignifikant sind.
 Ist das so ein anderes Ökosystem, dass es ohne externe Kontrolle eigentlich nicht mehr geht?
 Ja, letzteres. Ich halte das für dich unrealistisch davon auszugehen, dass wir irgendwann fünf oder wenn man das mal das Zeitungsparaliel verwenden will.
 Er 20 große relevante soziale Netzwerke hat, denn kein Mensch hat Lust sich da anzumelden.
 Ehrlich gesagt, er liebe ich immer im Umfeld, dass viele Leute schon zu faul sind, sich nur bei drei Messengern anzumelden.
 Die haben ja once app und wollen nichts anderes. Die sind schon zu faul, sich nur bei Signal anzumelden, obwohl das irgendwie eine Minute dauert.
 Und ich glaube, dass es tatsächlich der qualitativen Unterschied zum jetzigen konstruktionen zu traditionellen mit mehreren Medienkonkurrenz macht.
 Sie kontrollieren sich ein bisschen selber und die Vielfalt richtet dann auch über die Verantwortung.
 Und ich glaube auf dieses aufgrund dieses Netzwerks-Effekts, dass diese Netzwerke nur funktionieren, wenn möglichst alle da sind.
 Und aufgrund der Tat, das wäre jetzt schon ein Monopol haben, was wir wahrscheinlich nicht wirklich aufknacken können.
 Und wenn wir es aufknacken, dann sind die Netzwerke kaputt, dass das wahrscheinlich das Argument ist zu rechtfertigen.
 Wir brauchen mehr externe Kontrolle.
 Ja, und als ehrlich gesagt würde ich ganz deutlich dafür werben, dass wir perspektivisch an den Punkt kommen, wo die Netzwerke ausschließlich noch über die Technik entscheiden.
 Ja, aber in meinen Teilen noch Algorithmen und selbst das am besten noch transparent zumindest und auch im vielleicht hier und da kontrolliert.
 Aber wo die Netzwerke eigentlich keine Inhaltsentscheidung mehr selber treffen.
 Jedenfalls aber eine bestimmte Beutelseufig.
 Ja, warts mal abfälle. Warts mal abfälle. Du hast ja eben selber gesagt an Raum für Innovationen.
 Das Ziel muss sein, dass sie so wenig Inhaltsentscheidung irgendwie möglich selber treffen, weil sie durch nichts legitimiert sind und ehrlich gesagt auch, weil sie Maximum folgen, die mit demokratischen Diskurs schlechte Unvereinbar sind, nämlich Geld verdienen.
 Ja, die haben einfach gar kein Interesse daran, dass zum Meinung, Meinungs- oder Diskursoplural verlaufen, sondern die wollen vor allem, dass geklickt wird und das hast du eben sehr schön dargelegt, finde ich, das führt zu einer Priorisierung, extremer Meinung und so.
 Das wäre also mein Ziel, diese beiden Parallelrechtskreise auflösen.
 Ja, und du hast natürlich völlig zu Recht darauf hingewiesen, nur legal illegal ist zu wenig an Content-Motoration, aber das muss plural und gesellschaftlich organisiert werden und nicht nach den Regeln des Aktienrechts.
 Das führt zu einem ganz kurzen noch eine Ergänzung Glenn Greenwald hat auf der Intercept auch dazu viel geschrieben und sein Antwort hierauf wäre entweder zerschlagen, darüber haben wir geredet, oder regulieren wie eine Utility.
 Also wie Gaswasser.
 Ist einfach so eine Art allgemein gut, macht keinen Sinn, 50 Wasserleitungen durch eine Stadt zu bauen, weil es Verschwendung, es macht nur Sinn, einen Gleis zu bauen von einer Eisenbahn und das muss dann halt reguliert werden.
 Und wenn es denn daran kein Weg vorbei führt, dass es halt ein großes Netzwerk gibt, weil nur das eben diese Netzwerk-Effekt vollführen kann, dann muss das eben anders reguliert werden.
 Und muss es reguliert werden, wie der Wasseranbieter oder wie die Eisenbahn, wie war der Infrastruktur, aber alle anderen brauchen viel, viel, viel mehr Rechte, um auf diesen Netzwerk zu agieren, wie das dann in so einem digitalen sozialen Netzwerk in der Praxis um aussehen soll.
 Das ist ja genau mein Punkt für die Netzwerke sollten.
 Inhaltsentscheidungen letztlich so gut wie gar nicht mehr, so wenig wie irgendwie möglich selber treffen können.
 Genauso wie ein Stromanbieter nicht verhindern kann, dass er der Strom verkauft. Oder das Konkurrenten über seinen Netzwerk-Stromverkaufen.
 Ja, oder da gibt es ja eine Anschlusszwange. Sie müssen dererstromverkaufen.
 Genau, das kann nicht passieren, dass du irgendwie eine Wohnung ziehst und dir sagen, die Stromanbietern nöck, es kann Strom lassen, halten Hamster im Rad rennen.
 So läuft es ja nicht.
 Okay, wir haben noch im Anschluss an diese lange Diskussion jetzt zum Thema Plattform. Haben wir noch eine kleine Bitte um Vorschläge und Feedback. Wir würden nämlich gerne noch einen anderen Aspekt beleuchten von digitalen Großkonzernen.
 Da gibt es nämlich von der OECD, jetzt Vorschläge zur Bestäuerung von digitalen Großkonzernen. Stichwort Mindeststeuer.
 Und wir würden das gerne mal ein bisschen aufarbeiten und freuen uns über Tipps, Lesetipps, Interviewpartner, Innentipps, am besten direkt bei uns im Forum.
 Talk.Lage.nation.org. Das gilt ganz generell Bitte, Bitte, wenn es irgend geht, schickt uns keine E-Mail. Wir können euch an. Wir können nicht alle E-Mails individuell lesen. Bitte schreibt uns Themenvorschläge ins Forum.
 Wir haben eine Extra-Rubrike-Themenvorschläge und das ist auch deswegen so großartig, weil wir dann dazu häufig schon Feedback kriegen, die dann schicken andere Leute noch links zum selben Thema.
 Und so, das heißt, wir kriegen dann so einen Ansatz an der Community-Rescherche inzwischen schon hin, das ist wirklich super. Und deswegen bitte keinen Themenvorschläge per Mail, sondern direkt im Forum unter Talk.
 Talk.Lage.nation.org. Du hast aber noch einen Tipp für unsere Höhre noch. Ganz kurz zu Schluss. Also es ist wirklich eine schöne kleine Serie.
 heißt Parlament ist eine Eigenproduktion des AID-Spartens, sind das "One" in Zusammenarbeit mit dem VDR und anderen europäischen Partnern.
 Und wie gesagt, ist eine kleine, schöne Serie bisher eine Staffelzehnteile, jeder Teil so knappe halbe Stunde oder sowas lang.
 Und es geht einfach um den Alltag im europäischen Parlament. Da steht dann so ein Mitarbeiter eines Abgeordneten im Mittelpunkt, der da frisch aufschlägt, im europäischen Parlament und dann was zu tun kriegen soll und der nimmt sich dann die Verordnung zum Schutz der heifische Vor- und es ist zu beobachten, wie er die so ins Parlament einbringt und wie er da für mehrheiten zusammen trommeln will.
 Und so, das ist einfach lustig, gibt auch eine kleine Liebesgeschichte und ich finde man lernt, erstaunlich viel tatsächlich, deswegen wollte ich da hier auch noch mal darauf hinweisen, erstaunlich viel über wie funktioniert eigentlich so ein Parlament.
 So das ist wirklich ganz schön zu sehen, wie man so Mikro-Themen aufnimmt und dann versucht, da mehrheiten zu zu trommeln und dann auch wieder so in der Parlamentsintern-Burukratie abläuft, wo man dann Dinge einspeisen muss, damit sie dann zur richtigen Zeit am richtigen Ort rausfallen.
 Und wie man vielleicht auch Abstimmung noch schiebt aus bestimmten Gründen, damit dann Leute nicht mehr im Parlament sind und man mehrheiten kriegt.
 Und so, also das ist auf eine amüsante Art wirklich lustig auch gemacht. Bei Geschmack finde ich, hat die Serie, weil die Abgeordneten selber total schlecht wegkommen.
 Also die Brexit-Abgeordnete, die puzzelt die ganze Zeit im Virginian-Jacks auf ihrem bistro-Thister im Büro und ist völlig die Biel und reist 80 mal auf Staatskosten irgendwie nach London um Kerze sich anzugucken.
 Und der Abgeordnete, der Hauptfigur, das ist halt so ein süßer und herzensguter, aber leider völlig überfordert, der Abgeordnete aus Frankreich, Missy U Specker, der eigentlich im Kern seine ganze Energie darauf verwendet, der Verantwortung zu entkommen und wegzulaufen.
 Das ist lustig, aber wirft leider kein besonders gutes Bild auf die Abgeordnete.
 Und ich finde, das ist so ein bisschen der Minuspunkt. Da kommt einen Abgeordneten, da drin vor, der ein bisschen was drauf hat und der wird auch als positiver Macher und jemand mit Verantwortung dargestellt.
 Aber es überwiegt schon so ein bisschen das Bild, dass da leider das Parlament voller Volltrottel sitzt und die einzigen, die wenn überhaupt was auf der Pfanne haben, die Mitarbeiter sind, die aber sich dann auch um niech ein Themen kümmern und sich im Zweifel auch mit ihren Liebes-Affieren beschäftigen.
 Also bin mal gespannt, was ihr dazu sagt. Das würde mir immer interessieren. Schaut euch, dass man an gibt es in der Meditek bei der IID noch eine Weile in Monat oder zwei oder so, lohnt sich, sich das mal anzugucken.
 Hat in der Mitte ein paar Schwächen, ich glaube, 5-6-7-Defolge sind schwach, aber die letzte ist dann nochmal gut und die ersten sowieso.
 Würde mich mal interessieren, was ihr davon haltet.
 Ja, und in diesem Sinne ist die Lage der Nation für diese Woche abschließend und umfassend erörtert. Wir haben zusammengekehrt, was uns interessiert hat in dieser Woche.
 Wenn ihr mögt hinterlast, uns gerne einen netten Kommentar bei iTunes. Da kann man Sternchen verteilen und hoffentlich nette Worte sagen, das hilft uns sehr gefunden zu werden.
 Diesem Store diese Woche waren wir relativ weit oben dabei und das merkt man dann auch gleich, dass dann mehr Menschen die Lage hören.
 Das Freut uns natürlich sehr. Denn das ist hier für uns das schönste Feedback, wenn euch die Sendung gefällt.
 In diesem Sinne ein schönes Wochenende kommt gut in die neue Woche und bis bald. Bis dann, tschüss!
